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135 Bekanntmachung 
  Öffentlich-rechtliche Vereinbarung  
  zwischen dem  
  Kreis Minden-Lübbecke  
  und dem  
  Landkreis Nienburg/Weser  
  über die Sicherstellung des öffentlichen Personennahverkehrs auf den Kreisgrenzen überschreitenden 
  Linien 521, 523 und 530 
 
  Delegierende öffentlich-rechtliche Vereinbarung  
  gemäß § 23 Abs. 1 erste Alternative und Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes  
  über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW)  
  in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621),  
 zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S.90) in Verbindung mit dem Staatsvertrag zwischen  
dem Land Niedersachsen und dem Land Nordrhein-Westfalen über Zweckverbände, öffentlich-rechtliche Vereinbarungen 
und kommunale Arbeitsgemeinschaften und Wasser- und Bodenverbände vom 26. November 1969 (GV. NW. 1969 S. 928) 
 
Zwischen dem Kreis Minden-Lübbecke und dem Landkreis Nienburg/Weser, im Folgenden gemeinsam bezeichnet als „die Vereinbarungs-
partner“, wird folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Sicherstellung des öffentlichen Personennahverkehrs auf den Kreis-
grenzen überschreitenden Linien 521, 523 und 530 geschlossen: 
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Präambel 
 
Der Landkreis Nienburg/Weser ist gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 3 Niedersächsisches Nahverkehrsgesetz (NNVG) und der Kreis Minden-Lübbecke ist 
gemäß § 3 Abs. 1 Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW) Aufgabenträger für die Pla-
nung, Organisation und Ausgestaltung des straßengebundenen öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV). Gemäß § 4 Abs. 4 NNVG ist der 
Landkreis Nienburg/Weser und gemäß § 3 Abs. 2 ÖPNVG NRW ist der Kreis Minden-Lübbecke als Aufgabenträger in seinem jeweiligen Wir-
kungskreis auch zuständige Behörde für die Sicherstellung einer ausreichenden Verkehrsbedienung durch gemeinwirtschaftliche bzw. 
nicht-kommerzielle Verkehrsleistungen nach § 4 Satz 2 RegG i. V. m. § 8a Abs. 1 Satz 3 PBefG und VO (EG) Nr. 1370/2007.  
 
Der Landkreis Nienburg/Weser ist auch in Bezug auf in seinem Territorium liegende Abschnitte der Linien 521, 523 und 530, die im Übrigen 
im Territorium des Kreises Minden-Lübbecke verlaufen und dort ihre zentrale Verknüpfungsfunktion haben, zuständiger Aufgabenträger. 
Bisher werden die Linien 521, 523 und 530 von der MKB-MühlenkreisBus GmbH (MKR) bedient. Die MKR ist von dem Kreis Minden-
Lübbecke mit dem Betrieb der Verkehrsdienste auf den Linien 521, 523 und 530 (verkehrt z.T. als TaxiBus auf der Relation Petershagen-
Uchte) nach Maßgabe des öffentlichen Dienstleistungsauftrages bis zum 30.11.2023 beauftragt und erhält hierfür einen entsprechenden 
finanziellen Ausgleich von dem Kreis Minden-Lübbecke. Bis zum 31.07.2019 hat die MKR für die Leistungen auf dem Kreisgebiet des Land-
kreises Nienburg/Weser (ca. 150.000 Fahrplan-Kilometer) auch einen Ausgleich als Gesellschafter der Verkehrsgesellschaft Landkreis Nien-
burg mbH erhalten, mit welcher der Landkreis Nienburg/Weser einen Vertrag über die Erbringung von Verkehrsleistungen im Kreisgebiet 
abgeschlossen hatte. Dieser Vertrag ist zum 31.07.2019 ausgelaufen.  
 
Im gemeinsamen Interesse eines integrierten ÖPNV-Angebots wollen der Landkreis Nienburg/Weser und der Kreis Minden-Lübbecke mit 
der vorliegenden delegierenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarung die Zuständigkeit für die grenzüberschreitenden Linien 521, 523 und 
530 vollständig auf den Kreis Minden-Lübbecke übertragen. In dieser Vereinbarung regeln die Vereinbarungspartner ihre Zusammenarbeit 
bei der Fortentwicklung des Angebotes auf diesen Linien und vereinbaren im Innenverhältnis die anteilige Finanzierung der Verkehrsleis-
tung. 
 
Gemäß Art. 2 Abs. 2 des Staatsvertrages zwischen dem Land Niedersachsen und dem Land Nordrhein-Westfalen über Zweckverbände, öf-
fentlich-rechtliche Vereinbarungen und kommunale Arbeitsgemeinschaften und Wasser- und Bodenverbände vom 26. November 1969 
(GV. NW. 1969 S. 928) – im Folgenden „Staatsvertrag“ – ist für den Abschluss dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung das Recht des 
Landes Nordrhein-Westfalen maßgeblich, dem der Kreis Minden-Lübbecke als Übernehmer der Aufgabe angehört. 
 
Die Minden-Herforder Verkehrsgesellschaft mbH (mhv) ist durch den Kreis Minden-Lübbecke zur Wahrnehmung der Rechte des Kreises 
Minden-Lübbecke nach dieser öffentlichen-rechtlichen Vereinbarung bevollmächtigt. Die Wahrnehmung der Pflichten obliegt weiterhin 
dem Kreis. 
 

§ 1 Gegenstand und Art der Zusammenarbeit 
 
(1) Mit dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung regeln die Vereinbarungspartner ihre Zusammenarbeit bei der Sicherstellung der 

ausreichenden Verkehrsbedienung im ÖPNV auf den Linien 521, 523 und 530 (verkehrt z.T. als TaxiBus auf der Relation Uchte-
Petershagen) auf den Linienabschnitten auf dem Gebiet des Landkreises Nienburg/Weser. Soweit diese Verkehre im Einvernehmen 
zwischen den Vereinbarungspartnern z.B. im Rahmen der Fortschreibung der Nahverkehrspläne hinsichtlich des Linienverlaufs, der 
Betriebsweise oder anderer Einzelheiten ihrer Gestaltung überplant, verändert oder durch neue Linien ersetzt werden, bezieht sich 
diese Vereinbarung auch auf diese geänderten bzw. neuen Verkehre. Die Änderungen werden in der dann jeweils aktuellen Fas-
sung als Anlage zu dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung aufgenommen.  
 

(2) Die Vereinbarungspartner regeln mit dieser Vereinbarung in Bezug auf die o.g. Linien die Übertragung der Aufgabe mit allen damit 
verbundenen Befugnissen von dem Landkreis Nienburg/Weser auf den Kreis Minden-Lübbecke, soweit eine Zuständigkeit des 
Landkreises Nienburg/Weser in Bezug auf die in seinem Kreisgebiet verlaufenden Linienabschnitte gegeben ist. Der Kreis Minden-
Lübbecke übernimmt die Aufgabe bzw. Befugnisse in seine eigene Zuständigkeit gemäß § 23 Abs. 1 erste Alternative, Abs. 2 Satz 1 
GkG NRW. Dies umfasst insbesondere: 
 
- die Befugnis zur Bestellung gemeinwirtschaftlicher bzw. nicht-kommerzieller Verkehrsdienste auf den o.g. Linien durch öf-

fentliche Dienstleistungsaufträge i.S.d. Art. 3 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007; 
- Vergabeverfahren, gleich welcher Art, einschließlich etwaiger Notmaßnahmen z.B. i.S.d. Art. 5 Abs. 5 VO (EG) Nr. 

1370/2007; 
- im Zusammenhang mit der jeweiligen Linie ggf. durchzuführende Widerspruchs-, Nachprüfungs- oder Gerichtsverfahren; 
- sonstige Verfahren zur Sicherstellung der Bedienung der o.g. Verkehre, z.B. zur Durchsetzung einer Betrauung oder einer 

Vergabe oder eines erteilten öffentlichen Dienstleistungsauftrags wie etwa durch die Wahrnehmung von Rechten als Auf-
gabenträger des ÖPNV in personenbeförderungsrechtlichen Genehmigungsverfahren oder diesbezüglichen Widerspruchs- 
und Gerichtsverfahren;  

- die Aufstellung und den Vollzug allgemeiner Vorschriften i.S.d. Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007; 
- die Durchführung von Überkompensationskontrollen; 
- die Gewährung von Ausschließlichkeitsrechten i.S.d. Art. 2 lit. f) VO (EG) Nr. 1370/2007, jedoch nur nach vorheriger schrift-

licher Zustimmung durch den Landkreis Nienburg/Weser im Einzelfall; 
- sonstige Maßnahmen zur Sicherstellung des Betriebes auf den Linien 521, 523 und 530 für die Dauer dieser öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung nach Maßgabe v.a. des ÖPNVG NRW, des RegG, des PBefG, des GWB sowie der VO (EG) 
Nr. 1370/2007 in ihren jeweils geltenden Fassungen, 

- die Behandlung der o.g. Linien in ihrer Gesamtheit im Nahverkehrsplan des Kreises Minden-Lübbecke.  
 

(3) Durch die Übertragung der Zuständigkeit für die grenzüberschreitenden Linien 521, 523 und 530 vom Landkreis Nienburg/Weser 
auf den Kreis Minden-Lübbecke gelten die im NNVG enthaltenen Vorgaben für das niedersächsische Gebiet unverändert weiter 
und werden von dem Kreis Minden-Lübbecke als Übernehmer der Aufgabe beachtet.  
 

(4) Der Kreis Minden-Lübbecke nimmt die Maßnahmen zur Sicherstellung der nach dieser Vereinbarung maßgeblichen Bedienung auf 
den o.g. Verkehren in eigener Verantwortung vor und führt entsprechende Verfahren eigenverantwortlich durch. 
 

(5) Dem Kreis Minden-Lübbecke obliegt die Einholung der Genehmigung dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung bei der Bezirksre-
gierung Detmold nach § 24 GkG NRW i.V.m. Art. 2 Abs. 2 und Art. 3 Abs. 4 und 2 des Staatsvertrages auf seine Kosten (vgl. § 7 Abs. 
1 Satz 3).  

 
(6) Im Fall eines Betreiberwechsels auf den o.g. Verkehren informiert der Kreis Minden-Lübbecke den Kreis Nienburg/Weser unverzüg-

lich. 
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(7) Der Landkreis Nienburg/Weser unterstützt den Kreis Minden-Lübbecke bei der Durchführung der in dieser Vereinbarung übertra-

genen Aufgabe, z.B. durch die Zulieferung von Daten und sonstigen Informationen. Hierfür und soweit nach dieser Vereinbarung 
eine Abstimmung mit dem Kreis Minden-Lübbecke herbeizuführen ist, bedient sich der Kreis Minden-Lübbecke derzeit der mhv 
oder deren Rechtsnachfolge. 

 
§ 2 Verkehrsangebot auf den Linien 521, 523 und 530  

zu Beginn dieser Vereinbarung 
 
(1) Das zu Beginn dieser Vereinbarung maßgebliche Bedienungsniveau (Anfangsniveau) ist für die o.g. Verkehre in der als Anlage bei-

gefügten Leistungsbeschreibung festgelegt.  
 

(2) Das Anfangsniveau nach Absatz 1 entspricht den zum Stichtag 01.06.2019 für die Vereinbarungspartner gültigen Nahverkehrsplä-
nen. 
 

§ 3 Finanzierungs- und Bedienungsgarantie 
 
(1) Die o.g. Linien sind in das Linienbündel C4 (Petershagen-Minden) eingebunden, das Gegenstand des öffentlichen Dienstleistungs-

auftrags des Kreises Minden-Lübbecke an die MKR ist. Kann das Linienbündel C4 und können die o.g. Linien im Landkreis Nien-
burg/Weser insgesamt mit den dem Kreis Minden-Lübbecke nach dem ÖPNVG NRW direkt zufließenden und mit den von dem 
Landkreis Nienburg/Weser nach § 7a NNVG zur Verfügung gestellten Mitteln sowie mit den Beförderungserlösen und gesetzlichen 
Ausgleichsmitteln rechnerisch nicht mehr kostendeckend sicher gestellt werden (sog. Kostendeckungsrechnung bezogen auf das 
Linienbündel C4 insgesamt), ist der Kreis Minden-Lübbecke berechtigt, das Bedienungsniveau bis zur rechnerischen Kostende-
ckungsgrenze auf diesen Linien abzusenken, sofern nicht der Landkreis Nienburg/Weser seine Finanzierungsbeteiligung entspre-
chend erhöht. Solange keine rechnerische Kostenunterdeckung insgesamt eintritt, ist der Kreis Minden-Lübbecke verpflichtet, das 
Anfangsniveau ohne eine über § 5 Abs. 2 dieser Vereinbarung hinausgehende Finanzierungsbeteiligung des Landkreises Nien-
burg/Weser sicherzustellen. Das Verfahren ist wie folgt geregelt: 
 
a) Hinsichtlich der Kostendeckungsrechnung sind die durchschnittlichen Kosten je Fahrplan-Kilometer nach dem öffentlichen 

Dienstleistungsauftrag zwischen dem Kreis Minden-Lübbecke und der MKR inkl. Preisgleitung anzusetzen. Dabei werden 
die auf den o.g. Linien im Landkreis Nienburg/Weser geleisteten Fahrplan-Kilometer mit dem jeweils nach Preisgleitung gül-
tigen Durchschnittskostensatz multipliziert.  

 
b) Die Einnahmen sind für die Kostendeckungsrechnung wie folgt zu bestimmen: Es erfolgt eine weitgehende Spitzzuweisung 

der tatsächlichen Einnahmen auf die o.g. Linien differenziert nach den Gebieten des Kreises Minden-Lübbecke und dem 
Landkreis Nienburg/Weser. Hierbei werden – soweit ersichtlich – alle Fahrausweise der Preisstufe I und Kurzstreckentickets 
den Kommunen direkt zugeordnet, in denen sie gültig sind. Grenzüberschreitende Schülermonatskarten werden im Ver-
hältnis 1:1 aufgeteilt. Alle übrigen grenzüberschreitenden Fahrausweise werden nach einem Fahrplan-Kilometer-Schlüssel 
(Fahrplan-Kilometer im Landkreis Nienburg/Weser dividiert durch Gesamt-Fahrplan-Kilometer des betreffenden Linienlo-
ses) aufgeteilt. Maßgeblich für die Kostendeckungsrechnung ist der Betrag der Einnahmen im Linienbündel C4 insgesamt. 
Für den Fall einer Mitfinanzierung durch den Landkreis Nienburg/Weser (lit. d)) bei Kostenunterdeckung sind die auf die 
Gebiete nach Sätzen 1 bis 4 entfallenden Einnahmen maßgeblich.  
 

c) Die Kostendeckungsrechnung ist ex-post zum 31.08. eines Jahres für das Vorjahr aufzustellen (Beispiel: zum 31.08.2021 für 
das Jahr 2020). Überschreitet hiernach der Betrag der Kosten den Betrag der Einnahmen in Bezug auf das Linienbündel C4 
insgesamt, liegt eine Kostenunterdeckung im Sinne dieser Vereinbarung vor.  
 

d) Ist hiernach eine Kostenunterdeckung im Linienbündel C4 festzustellen, legt der Kreis Minden-Lübbecke dar, welchen Fi-
nanzierungsbeitrag der Landkreis Nienburg/Weser zur weiteren Aufrechterhaltung des Bedienungsniveaus sowie zur Abde-
ckung der bisher auf dem Gebiet des Landkreises Nienburg/Weser angefallene Kostenunterdeckung auf den o.g. Linien- vo-
raussichtlich leisten müsste. Ferner legt der Kreis Minden-Lübbecke dar, welche Leistungsreduzierungen auf den o.g. Linien 
erfolgen müssten, um ohne Finanzierungsbeitrag des Landkreises Nienburg/Weser eine rechnerische Kostendeckung zu er-
reichen. Die Vereinbarungspartner einigen sich über eine etwaige Anpassung des Bedienungsniveaus bzw. die Mitfinanzie-
rung des Landkreises Nienburg/Weser binnen sechs Monaten ab Vorlage der Kostendeckungsrechnung. Kommt innerhalb 
dieser Frist keine Einigung zustande, ist der Kreis Minden-Lübbecke berechtigt, das Angebot soweit abzusenken, dass die 
bisher auf dem Gebiet des Landkreises Nienburg/Weser angefallene Kostenunterdeckung (sofern nicht durch frühere dorti-
ge Überschüsse abgedeckt) kompensiert und eine zukünftige Kostenunterdeckung voraussichtlich vermieden wird; zudem 
sind beide Vereinbarungspartner unter den Voraussetzungen des § 7 Abs. 6 zur außerordentlichen Kündigung berechtigt.  
 

(2) Für die von dem Landkreis Nienburg/Weser verlangte, über das Anfangsniveau hinausgehende, Verkehrsleistungen (z.B. auch auf 
Wunsch einer Schule bzw. eines Schulträgers) gilt § 4 Abs. 3. 

 
§ 4 Anderweitige Veränderungen des Bedienungsangebots 

 
(1) Infolge der Aufgabenübertragung werden die im Gebiet des Landkreises Nienburg/Weser verlaufenden o.g. Linienabschnitte in 

dem für den Landkreis Nienburg/Weser geltenden Nahverkehrsplan nur noch nachrichtlich ausgewiesen.  
 

(2) Nachträgliche (nach Abschluss dieser Vereinbarung erfolgende) Änderungen des Verkehrsangebots gegenüber dem Bedienungsan-
gebot nach § 2 (Anfangsniveau) innerhalb des Gebietes des Landkreises Nienburg/Weser sind zuvor mit dem Landkreis Nien-
burg/Weser abzustimmen (Einvernehmen); dies gilt auch im Fall einer Änderung des Nahverkehrsplans des Kreises Minden-
Lübbecke bezüglich der o.g. Linienabschnitte innerhalb des Gebietes des Landkreises Nienburg/Weser. Der Landkreis Nien-
burg/Weser darf sein Einvernehmen nur verweigern, wenn durch die Maßnahme die Zahlungsverpflichtung des Landkreises Nien-
burg/Weser nach dieser Vereinbarung steigen würde oder die Bedienung sich gegenüber dem Anfangsniveau wesentlich ver-
schlechtern würde (z.B. Reduzierung des Angebots im Gebiet des Landkreises Nienburg/Weser um mehr als 5 % in Kilometern ge-
genüber dem Anfangsniveau gemäß § 2 Abs. 1). 
 

(3) Änderungsverlangen des Landkreises Nienburg/Weser bezüglich des Angebots auf diesen Linienabschnitten wird der Kreis Minden-
Lübbecke in seinem Nahverkehrsplan umsetzen, es sei denn, hierdurch würden für den Kreis Minden-Lübbecke nachteilige finanzi-
elle Auswirkungen (Kosten, Einnahmen) entstehen, die von dem Landkreis Nienburg/Weser nicht ausgeglichen werden, die Umset-
zung wäre nach den vom Kreis Minden-Lübbecke mit der MKR getroffenen Regelungen i.S.d. Abs. 1 nicht möglich oder es stünden 
vergleichbare Gründe entgegen.  
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(4) Der Kreis Minden-Lübbecke legt dem Landkreis Nienburg/Weser die etwaigen finanziellen und verkehrlichen Konsequenzen von 

Angebotsänderungen dar. Hierfür gilt § 3 Abs. 1 dieser Vereinbarung entsprechend.  
 

(5) Der Kreis Minden-Lübbecke informiert den Landkreis Nienburg/Weser jährlich über die Fahrgastentwicklung und über die wirt-
schaftliche Entwicklung der o.g. Verkehre. 
 

(6) Der Landkreis Nienburg/Weser unterrichtet den Kreis Minden-Lübbecke rechtzeitig über Maßnahmen, die sich auf den Betrieb der 
Linien 521, 523 und 530 auswirken, wie z.B. über längerfristige Baumaßnahmen. 

 
§ 5 Abwicklung der Finanzierung der Verkehrsleistungen 

 
(1) Der geltende öffentliche Dienstleistungsauftrag zwischen dem Kreis Minden-Lübbecke und der MKR begründet keinen Zahlungsan-

spruch gegen den Landkreis Nienburg/Weser. 
 

(2) Im Innenverhältnis beteiligt sich der Landkreis Nienburg/Weser an der Finanzierung der o.g. Verkehre zu dem in § 2 definierten 
Bedienungsniveau. Hierfür gewährt er dem Kreis Minden-Lübbecke einen Aufwendungsersatz in Form eines  

 
 a. pauschalen Zuschusses des Landkreises in Höhe von 57.000 € p.a. und 

    eines 
b. Zuschusses nach § 7a in Höhe von  40.689 € p.a. 

 
Für Rumpfgeschäftsjahre wird pro angefangenem Vertragsmonat 1/12 der Jahressumme berechnet. 

 
(3) Der Kreis Minden-Lübbecke weist dem Landkreis Nienburg/Weser die Verwendung/Weiterleitung an die MKR nach.  

 
§ 6 Verfahrenskosten und Haftung für Schadensersatz und Kostenerstattungsansprüche 

 
(1) Die Kosten von Verfahren und Maßnahmen i.S.d. § 1 Absätze 2, 4 und 5 (Eigenkosten sowie ggf. Kosten externer Berater) ein-

schließlich der Kosten etwaiger Rechtsschutzverfahren trägt der Kreis Minden-Lübbecke alleine. 
 

(2) Der Kreis Minden-Lübbecke übernimmt mit der übertragenen Aufgabe alle bei deren Wahrnehmung ggf. eintretenden Schadenser-
satz- oder Kostenerstattungspflichten gegenüber Dritten und stellt den Landkreis Nienburg/Weser insoweit von jeder Haftung frei. 
Dies gilt auch für mögliche Kosten eines etwaigen Nachprüfungsverfahrens bzw. sonstigen Rechtsschutzverfahrens in allen Instan-
zen und ebenso für berechtigte Ansprüche Dritter. 

 
§ 7 Inkrafttreten und Laufzeit 

 
(1) Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung bedarf gemäß § 24 GkG NRW i.V.m. Art. 2 Abs. 2 und Art. 3 Abs. 2 und 4 des Staatsvertrages 

der Genehmigung durch die Bezirksregierung Detmold. Die Bezirksregierung Detmold hat das Einvernehmen mit der oberen Kom-
munalaufsichtsbehörde des Landes Niedersachsen herbeizuführen, bevor sie die öffentlich-rechtliche Vereinbarung genehmigt 
(Art. 3 Abs. 4 i. V. m. Art. 3 Abs. 2 des Staatsvertrages). Die Kommunalaufsicht über die Landkreise führt das für Inneres zuständige 
Ministerium in Niedersachsen (§ 171 Abs. 1 NKomVG). Der Kreis Minden-Lübbecke wird diese Genehmigung zugleich im Namen 
des Landkreises Nienburg/Weser beantragen. 
 

(2) Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tag nach der Bekanntmachung im Amtsblatt der Bezirksregierung Detmold gemäß § 
24 Abs. 4 GkG NRW i.V.m. Art. 2 Abs. 2 des Staatsvertrages in Kraft.  
 

(3) Der Kreis Minden-Lübbecke und der Landkreis Nienburg/Weser weisen gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 GkG NRW i.V.m. Art. 2 Abs. 2 des 
Staatsvertrages in ihrem jeweiligen amtlichen Veröffentlichungsblatt auf die Bekanntmachung dieser öffentlich-rechtlichen Verein-
barung und deren Genehmigung durch die Bezirksregierung Detmold hin. 
 

(4) Die Vereinbarung gilt für die Dauer der Beauftragung der MKR in dem aktuellen öffentlichen Dienstleistungsauftrag des Kreises 
Minden-Lübbecke, mithin bis zum 30.11.2023.  

 
(5) Die Vereinbarungspartner stimmen sich rechtzeitig vor Ablauf dieser Vereinbarung über das künftige Verkehrsangebot auf den Li-

nien 521, 523 und 530 sowie eine etwaige Anschlussregelung zu dieser Vereinbarung ab. Der Kreis Minden-Lübbecke kommt zu 
diesem Zweck im ersten Quartal 2021 auf den Landkreis Nienburg/Weser zu; er unterbreitet ihm bei Bedarf einen Vorschlag für ei-
ne Änderungsvereinbarung.  
 

(6) Im Fall einer vorzeitigen Beendigung bzw. eines Wegfalls der Genehmigung nach dem PBefG für den Betrieb der Linien 521, 523 
und 530 endet zeitgleich auch diese öffentliche-rechtliche Vereinbarung. 
 

(7) Die ordentliche Kündigung ist ausgeschlossen. Eine außerordentliche Kündigung kann von beiden Vereinbarungsparteien nur aus 
wichtigem Grund, den der kündigende Teil nicht zu vertreten hat und der diesem das Aufrechterhalten des Vereinbarung unzu-
mutbar macht, erklärt werden; als wichtiger Grund gilt insbesondere der Fall des § 3 Abs. 1 lit. d) Satz 4 (Fall der Nicht-Einigung). 
Damit eine durchgängige Sicherstellung der Verkehrsleistungen auf den Linien 521, 523 und 530 gewährleistet werden kann, muss 
die außerordentliche Kündigung schriftlich unter Wahrung einer Frist von acht Monaten zum Ende der Schul-Sommerferien oder 
zum Ende der Schul-Weihnachtsferien in Niedersachsen erfolgen. 
 

(8) Wenn die öffentlich-rechtliche Vereinbarung endet bzw. vorzeitig beendet wird, erlöschen alle Verpflichtungen der Vereinba-
rungspartner aus dieser Vereinbarung. Die ursprüngliche Zuständigkeit des Landkreises Nienburg/Weser lebt wieder auf. Die Ver-
einbarung bleibt aber Grundlage für evtl. noch bestehende gegenseitige Zahlungsverpflichtungen aus der Zeit ihrer Gültigkeit. 

 
  § 8 Schlussbestimmungen 
 
(1) Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Veränderungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für den 

Verzicht auf das Schriftformerfordernis. Die Änderung oder Aufhebung dieser öffentlich-rechtlichen Vereinbarung bedarf außer-
dem der Genehmigung durch die Bezirksregierung Detmold gemäß Art. 3 Abs. 4 i.V.m. Abs. 2 des Staatsvertrages.  
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(2) Bei wesentlichen Änderungen der dieser Vereinbarung zugrunde liegenden Verhältnisse ist auf Antrag eines Vereinbarungspartners 

über eine entsprechende Anpassung zu verhandeln. § 30 GkG NRW bleibt unberührt. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Ver-
einbarung unwirksam sein oder werden oder aus tatsächlichen oder Rechtsgründen nicht durchgeführt werden können, ohne dass 
damit die Aufrechterhaltung der Vereinbarung für einen Vereinbarungspartner insgesamt unzumutbar wird, werden dadurch die 
übrigen Bestimmungen dieser Vereinbarung nicht berührt. Das gleiche gilt, falls sich eine Regelungslücke zeigen sollte. Anstelle der 
unwirksamen Bestimmung oder zur Ausfüllung der Regelungslücke ist eine Bestimmung zu vereinbaren, die dem von den Verein-
barungspartnern angestrebten Zweck wirtschaftlich am nächsten kommt.  

 
Minden, den 25.02.2020 Nienburg, den 02.03.2020 
 
für den Kreis Minden-Lübbecke für den Landkreis Nienburg/Weser 
 
Dr. Ralf Niermann Detlev Kohlmeier 
 
ANLAGE: Leistungsbeschreibung  
 
Bekanntmachungsvermerk: 
 
Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung vom 25. Februar 2020 / 02. März 2020 zwischen dem Kreis Minden-Lübbecke und dem Landkreis 
Nienburg/Weser über die Sicherstellung des öffentlichen Personennahverkehrs auf den Kreisgrenzen überschreitenden Linien 521, 523 
und 530 mache ich hiermit gem. § 24 Abs. 3 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 01. Oktober 1979 (GV.NRW: S. 621), zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV.NRW. S. 90) öffentlich be-
kannt. 
 
Minden, den 05.05.2020  
  Der Landrat 
  Im Auftrage 
  gez. 
  Heike Dühring 
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136 Bekanntmachung 
  Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
  - Feststellung der UVP-Pflicht - 
 
  Bekanntgabe gemäß § 5 Abs. 2 UVPG über  
  das Ergebnis der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls nach § 9 Abs. 2 UVPG 
 
Die Firma PetCom Tierernährung GmbH & Co. KG, Hans-Böckler-Str. 26 in 32423 Minden, beantragt auf dem Grundstück in der Gemarkung 
Aminghausen, Flur 39, Flurstück(e) 770/771, die Genehmigung gem. § 16 Abs. 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur we-
sentlichen Änderung und zum geänderten Betrieb der Anlage zum Mahlen von Nahrungs- oder Futtermitteln (Mühle) mit einer Produkti-
onsleistung von 300 Tonnen Fertigerzeugnissen oder mehr je Tag sowie der Anlage zur Herstellung von sonstigen Nahrungs- oder Futter-
mittelerzeugnissen aus tierischen Rohstoffen – allein - oder mit pflanzlichen Rohstoffen mit einer Produktionskapazität von 10 Tonnen Fer-
tigerzeugnissen (Tiernahrung) oder mehr je Tag.  
 
Geplant ist im Wesentlichen die Kapazitätserhöhung der Anlage zur Herstellung Futtermittelerzeugnissen im Extrusionsverfahren von bis-
her genehmigten 50.000 t/a Tiernahrung auf 70.000 t/a Tiernahrung. 
Des Weiteren sind der Neubau eines Büro-und Sozialgebäudes, einer Mehlförderanlage, eines Gebäudes für eine Tankanlage für flüssige 
Zuschlagstoffe, einer Trafostation, die Neuordnung der Hof- und Verkehrsflächen sowie die Verlegung der Waage, der LKW- und PKW-
Stellplätze, vorgesehen. 
Es sind einzelne räumliche Änderungen und Umstrukturierungen sowie einige technische Änderungen und Ergänzungen beabsichtigt.  
 
Bei der Anlage zum Mahlen von Futtermitteln und der Anlage zur Herstellung von Futtermittelerzeugnissen handelt es sich um eine immis-
sionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige Anlage nach §§ 4/16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - BImSchG - in Verbindung mit 
den §§ 1 und 2 der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) in Verbindung mit Nr. Nr. 
7.21, Spalte c, Verfahrensart G, Spalte d, Anlage gem. Art. 10 der RL 2010/75/EU, E und Nr. 7.34.1, Spalte c, Verfahrensart G, Spalte d, An-
lage gem. Art. 10 der RL 2010/75/EU, E, des Anhangs 1 zur 4. BImSchV. 
 
Vor einer Entscheidung im Genehmigungsverfahren nach § 16 Abs. 2 BImSchG ist gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 UVPG i.V. m. § 9 Abs. 4 UVPG und 
§ 7 Abs. 1 UVPG sowie Nr.7.18, Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles, unter Berück-
sichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Schutzkriterien festzustellen, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen haben kann und deshalb die Verpflichtung zur Durchführung einer förmlichen Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vor-
schriften des UVPG besteht. Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG 
aufgeführten Kriterien durchgeführt. 
Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls hat unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien ergeben, dass das 
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen hervorrufen kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentschei-
dung zu berücksichtigen wären. 
Folgende wesentlichen Gründe sind für das Nichtbestehen der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung, mit Hinweis 
auf die dafür einschlägigen Kriterien der Anlage 3 des UVPG, zu nennen (§ 5 Abs. 2 Satz 1 bis 3 UVPG): 
Das geplante Vorhaben soll innerhalb des Betriebsgeländes der bereits rechtskräftig genehmigten Anlagenteile „Mahlen von Futtermit-
teln“ und „Herstellung von Futtermittelerzeugnissen“ der Firma PetCom Tierernährung GmbH & Co. KG verwirklicht werden. Flächen au-
ßerhalb bereits bebauter Flächen werden dabei nicht in Anspruch genommen. 
Das nähere Umfeld des geplanten Vorhabens ist gewerblich genutzt. Im weiteren Umfeld sind Wohnhäuser und Wohnsiedlungen angesie-
delt. Großräumige Erholungsflächen sind nicht vorhanden. Naturschutzrelevante Bereiche, wie gesetzlich geschützte Biotope, werden 
durch das Vorhaben nicht betroffen. Die Vorhabensfläche befindet sich in keinem Überschwemmungsgebiet oder wassersensiblem Be-
reich. Es sind keine erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Menschen (insbesondere die menschliche Gesundheit), Tiere, Pflan-
zen und die biologische Vielfalt, Fläche und Boden, Wasser, Luft und Klima sowie Landschaft zu befürchten. Ebenso werden Belange des 
Denkmalschutzes durch das beantragte Vorhaben nicht berührt. 
Die Emissions- bzw. Immissionssituation hinsichtlich Dauer und Häufigkeit von Auswirkungen ändert sich durch das Vorhaben nicht / nicht 
maßgeblich. Dies wird auch durch Gutachten (Geruchsimmissionsprognose und Schallimmissionsprognose) nachgewiesen. 
Durch entsprechende Anforderungen in der Genehmigung kann sichergestellt werden, dass erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen 
durch das Vorhaben ausgeschlossen werden. 
Nach Einschätzung der zuständigen Behörde sind durch die wesentliche Änderung und den geänderten Betrieb der Anlage keine erhebli-
chen nachteiligen Umwelteinwirkungen zu erwarten. Für das Vorhaben ist daher keine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. 
 
Nach § 5 Abs. 2 Satz 1 des UVPG wird diese Entscheidung hiermit der Öffentlichkeit bekannt gegeben. 
Gemäß § 5 Abs.3 des UVPG ist diese Feststellung nicht selbstständig anfechtbar. 
 
Minden, den 14.05.2020 
Az.: 770.0007/17/7.34.1/G/E-Sd 
  Kreis Minden-Lübbecke 
  Der Landrat 
  Umweltamt / Untere Umweltschutzbehörde 
  Im Auftrag 
  Gez. 
  (Rita Sander) 
 
 
 
137 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Die Zustellung eines Bußgeldbescheides wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
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138 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung von Bescheiden des Jobcenters (proArbeit) 
 
Die Zustellung von Bescheiden des Jobcenters (proArbeit) wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom  
Erscheinungstag des Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
139 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung von Ordnungsverfügungen 
 
Die Zustellung von Ordnungsverfügungen wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
140 Erscheinungstermine 
  des Amtlichen Kreisblattes 
 

Nr.  13 Redaktionsschluss 03.06.2020 Ausgabe 10.06.2020 
Nr.  14 Redaktionsschluss 18.06.2020 Ausgabe 25.06.2020 
Nr.  15 Redaktionsschluss 09.07.2020 Ausgabe 16.07.2020 
Nr.  16 Redaktionsschluss 23.07.2020 Ausgabe 30.07.2020 

 
 
 
141 Bekanntmachung 
Wasserrechtliches Erlaubnisverfahren für die Fortsetzung der Einleitung von Salzabwässern der Kaliwerke Neuhof-Ellers 
und Werra der K+S Minerals and Agriculture GmbH im Zeitraum 01.01.2021 bis 31.12.2027 in die Werra 
 
Hier:Auslegung der Antragsunterlagen gemäß § 18 Abs. 1 Satz 4 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. V. m. § 73 Abs. 3 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
 
  I. 
 
Die K+S Minerals and Agriculture GmbH, Werk Werra, Hattorfer Straße, 36269 Philippsthal (Werra) und Werk Neuhof-Ellers, Am Kaliwerk 
6, 36119 Neuhof, hat beim Regierungspräsidium Kassel die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Einleitung von Salzabwasser aus 
der Gewinnung und Aufbereitung von Kalisalzen sowie der Aufhaldung von Salzabfällen in die Werra gem. §§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 1 Nr. 4 Was-
serhaushaltsgesetz (WHG) für den Zeitraum 01.01.2021 bis 31.12.2027 beantragt. Das Regierungspräsidium Kassel ist gem. § 19 Abs. 2 
WHG i.V.m. § 1 der Verordnung über bergrechtliche Zuständigkeiten und Anerkennungsverfahren nach der Markscheider-Bergverordnung 
(BergZAV) und § 187 Allgemeines Berggesetz für das Land Hessen für das wasserrechtliche Erlaubnisverfahren zuständig.  
Die Antragstellerin betreibt in Hessen und Thüringen das Werk Neuhof-Ellers (Hessen) sowie das Werk Werra, welches ein Verbundberg-
werk mit den Kalifabriken Hattorf (Hessen), Unterbreizbach (Thüringen) und Wintershall (Hessen) ist. In den beiden Werken werden Kali-
rohsalze abgebaut und anschließend zur Verwertung als Düngemittel sowie als Vorprodukte für vielfältige technische, industrielle und 
pharmazeutische Anwendungen aufbereitet. Hierbei fallen salzhaltige Produktionswässer an. Bei der Aufbereitung fallen feste Rückstände 
an, die nach Maßgabe zugelassener bzw. planfestgestellter bergrechtlicher Betriebspläne aufgehaldet werden. Bei der Aufhaldung entste-
hen aufgrund von Niederschlägen salzhaltige Wässer. Des Weiteren fallen im Rahmen des Bergbaubetriebes noch weitere Salzabwas-
serströme wie beispielsweise Gruben- und Drainwässer an. Sämtliche Wässer sind durch die Antragstellerin ordnungsgemäß zu entsorgen. 
Die beantragte Einleitung von Salzabwasser in die Werra dient der Entsorgung der anfallenden Salzabwasserströme. 
Der Antrag umfasst im Wesentlichen: 
 

 die maximalen Einleitmengen von 6,7 Mio. m
3
/a Salzabwasser für das Jahr 2021 bzw. 6,0 Mio. m

3
/a Salzabwasser für die Jahre 

2022-2027,  
 Grenz- (GW) und Zielwerte (ZW) am Pegel Gerstungen für Chlorid, Kalium und Magnesium, 

 

Zeitraum 2021 2022 bis 2025 2026 2027 

 GW [mg/l] ZW [mg/l] GW [mg/l] ZW [mg/l] GW [mg/l] ZW [mg/l] 
GW 
[mg/l] 

Chlorid 2.500  2.100  2.270  1.900  2.050  1.800  1.950  

Kalium 200  195  200  170  184  160  170  

Magnesium 340 310  335  280  300  260  280  
 

 die maximale Jahreseinleitfracht für die Wässer der Sicherungs- und Kompensationsmaßnahmen der Haldenerweiterungen Win-
tershall und Hattorf von bis zu 28.500 t/a Gesamtmineralisation für das Jahr 2021 und bis zu 64.000 t/a Gesamtmineralisation 
für den Zeitraum 2022-2027. 

 
Die Einleitung der Salzabwässer in die Werra soll über drei Einleitstellen erfolgen, von denen zwei in Philippsthal und eine in Heringen lie-
gen und die bereits für die Einleitung von Salzabwasser der Antragstellerin in die Werra genutzt werden.  
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  II. 
 
Das Regierungspräsidium Kassel stellte gemäß § 5 UVPG fest, dass das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung erfordert. 
Diese Bekanntmachung dient der Einleitung der Beteiligung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen nach § 18 Abs. 1 UVPG. Gemäß 
§ 18 Abs. 1 Satz 4 UVPG i.V.m. § 73 Abs. 3 Satz 1 VwVfG sind die Antragsunterlagen in den Gemeinden, in welchen sich das Vorhaben vo-
raussichtlich auswirkt, für die Dauer eines Monats zur Einsicht auszulegen. Die Auslegung erfolgt in den Anrainergemeinden und -städten 
von Werra und Weser von Vacha bis zur Mündung in die Nordsee. 
 
Die Antragsunterlagen sowie weitere entscheidungserhebliche Berichte und Empfehlungen liegen in der Zeit vom 04.06.2020 bis ein-
schließlich den 03.07.2020 (Monatsfrist) bei der Stadtverwaltung Bad Oeynhausen, Rathaus II, Schwarzer Weg 8 (Nebengebäude im In-
nenhof von Schwarzer Weg 6)  
 
von Montag bis Freitag während der Dienststunden von 8 Uhr bis 12.30 Uhr, dienstags von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr sowie donnerstags von 
14:00 Uhr bis 17:30 Uhr 
zur allgemeinen Einsicht aus. 
 
Zur Eindämmung der Corona-Pandemie wird um vorherige Terminvereinbarung gebeten! 
Die Antragsunterlagen sowie weitere entscheidungserhebliche Berichte und Empfehlungen können zusätzlich ab dem 20.04.2020 
auch über die Internetseite des Regierungspräsidiums Kassel abgerufen werden: 

https://rp-kassel.hessen.de/umwelt-natur/kaliindustrie 
Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (§ 27a Abs. 1 S. 4 VwVfG). 
Die Antragstellerin hat die folgenden Antragsunterlagen vorgelegt:  

 Band 0: Allgemein verständliche nicht-technische Zusammenfassung  
 Band 1: Erläuterungsbericht, nebst zugehöriger Anlagen 
 Band 2.1 UVP-Bericht, nebst zugehöriger Karten 
 Band 2.2 FFH-Verträglichkeitsprüfung für das FFH-Gebiet DE 5125-350 „Werra zwischen Philippsthal und Herleshausen“, nebst 

zugehöriger Karten 
 Band 2.3 FFH- Verträglichkeitsprüfung für das FFH-Gebiet DE 5328-305 "Werra bis Treffurt mit Zuflüssen", nebst zugehöriger 

Karten 
 Band 2.4 FFH-Vorprüfungen 
 Band 2.5 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
 Band 2.6 Wasserrechtlicher Fachbeitrag 
 Band 3.1 Fachgutachten Wasser: Flussgebietsmodellierung und Frachtbetrachtungen, nebst zugehöriger Anlagen 
 Band 3.2 Gewässerökologisches Fachgutachten (Biologische Qualitätskomponenten exkl. Fische), nebst zugehöriger Anlagen 
 Band 3.3 Fischökologischer und fischereilicher Fachbeitrag 
 Band 3.4 Ökotoxikologische Bewertung der in salzhaltigen Abwässern des Werkes Werra und Neuhof-Ellers enthaltenen Aufbe-

reitungshilfs- und Spurenstoffe (Ökotoxikologisches Gutachten) 
 Band 3.5 Humantoxikologische Charakterisierung für 17 Substanzen oder Gemische im Rahmen der Ableitung von Geringfügig-

keitsschwellen für humantoxikologische Endpunkte 
 Band 3.6.1 Aktualisierung einer Literaturrecherche zum Korrosionsverhalten unlegierter Eisenwerkstoffe in Flusswasser mit bis 

zu 2500 mg/l Chlorid, nebst zugehöriger Anlagen 
 Band 3.6.2 Aktualisierung eines Gutachtens zu Auswirkungen und Spätfolgen der Einleitung von chloridhaltigem Wasser für 

Bauwerke aus bewehrtem und unbewehrtem Beton, nebst zugehöriger Anlagen 
 Band 3.7 Untersuchung zum möglichen Einfluss der Einleitung von Salzabwasser in die Werra/Weser auf das Grundwasser, 

nebst zugehöriger Anlagen 
 Band 3.8 Schwermetallmobilisierung und Entwicklung von Schwermetallkonzentrationen im Grundwasser 

Neben den Antragsunterlagen werden folgende entscheidungserhebliche Berichte und Empfehlungen gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 6 
UVPG ausgelegt:  
 
Unterrichtung des Regierungspräsidiums Kassel über den Untersuchungsrahmen nach § 15 UVPG vom 21.08.2019 nebst zugehöri-
ger Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange als Anlagen.  
 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann gemäß § 21 Abs. 1 und 2 UVPG während der Auslegung der An-
tragsunterlagen und für einen weiteren Monat nach dem Ende der Auslegung der Antragsunterlagen, das heißt bis einschließlich 
den 03.08.2020, schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen gegen das beantragte Vorhaben erheben. Vereinigungen, deren 
satzungsgemäßer Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird, darunter auch Vereinigungen zur Förderung des Umwelt-
schutzes, können zu dem Vorhaben bis einen weiteren Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das heißt bis einschließlich den 
03.08.2020 Stellungnahmen abgeben oder Einwendungen erheben. Die Erhebung von Einwendungen und die Abgabe von Stel-
lungnahmen ist entweder bei der o.g. Gemeinde (Anschrift siehe oben) oder beim Regierungspräsidium Kassel, Dezernat Bergauf-
sicht, Hubertusweg 19, 36251 Bad Hersfeld möglich. Die Erhebung von Einwendungen und Abgabe von Stellungnahmen zur Nie-
derschrift ist nach vorheriger Terminvereinbarung während der og. Dienstzeiten bei der o.g. Gemeinde sowie beim Regierungs-
präsidium Kassel, Dezernat Bergaufsicht, Hubertusweg 19, 36251 Bad Hersfeld während der Dienstzeiten (montags bis donners-
tags in der Zeit von 09:00 bis 12:00 Uhr und von 13:30 bis 15:30 Uhr sowie freitags von 09:00 bis 12:00 Uhr) möglich. Die Erhebung 
von Einwendungen und Stellungnahmen in elektronischer Form (E-Mail) ist nicht zulässig. 
 
Nach dem Ablauf der Einwendungsfrist eingehende Einwendungen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, 
sind gemäß § 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG im Zulassungsverfahren ausgeschlossen.  
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlauten-
der Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit 
Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen (§ 17 Abs. 1 VwVfG). Anderenfalls können diese 
Einwendungen unberücksichtigt bleiben. Die Anhörungsbehörde wird gleichförmige Eingaben, die die geforderten Angaben nicht 
deutlich sichtbar auf jeder mit Unterschrift versehenen Seite enthalten oder dem Erfordernis des § 17 Abs. 1 S. 2 VwVfG nicht ent-
sprechen, gemäß § 17 Abs. 2 VwVfG unberücksichtigt lassen. Ferner wird die Anhörungsbehörde gleichförmige Eingaben insoweit 
unberücksichtigt lassen, als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben (§ 17 Abs. 2 
VwVfG).   
Im Rahmen dieses Verwaltungsverfahrens werden u.a. auch personenbezogene Daten im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO) zur Durchführung des Ver-
fahrens automatisiert verarbeitet. 
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Das Regierungspräsidium Kassel wird alle eingehenden Einwendungsschreiben einschließlich der darin enthaltenen persönlichen Angaben 
der K+S Minerals and Agriculture GmbH zur Stellungnahme zuleiten.  
 
Soweit Name und Anschrift bei Bekanntgabe der Einwendungen an die der K+S Minerals and Agriculture GmbH oder an die im Verfah-
ren beteiligten Behörden unkenntlich gemacht werden sollen, ist hierauf im Einwendungsschreiben hinzuweisen. In diesem Fall sind die 
Gründe mitzuteilen, welche Nachteile durch die Weitergabe der Daten befürchtet werden. 
 
Weitere Informationen zu dem Vorhaben sind auf Anfrage beim Regierungspräsidium Kassel, Dezernat Bergaufsicht, Hubertusweg 19, 
36251 Bad Hersfeld (Tel.: 0561 106-2947) erhältlich. Bis zum Abschluss der Einwendungs- und Stellungnahmefrist, d. h. bis einschließlich 
den 03.08.2020, können dem Regierungspräsidium Kassel zu dem Vorhaben Äußerungen und Fragen übermittelt werden. Vorsorglich wird 
darauf hingewiesen, dass solche Äußerungen und Fragen von dem Regierungspräsidium Kassel nicht als Einwendungen aufgefasst werden, 
sofern nicht ausdrücklich in den Äußerungen darauf hingewiesen wird, dass es sich auch um eine Einwendung gegen das Vorhaben han-
delt. 
 
Nach Maßgabe des § 18 Abs. 1 Satz 4 UVPG i.V.m. § 73 Abs. 6 Satz 1 VwVfG wird die Behörde nach Ablauf der Einwendungs- und Stellung-
nahmefrist die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigun-
gen sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem Vorhaben mit dem Träger des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen sowie den-
jenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, erörtern. Der Erörterungstermin wird mindestens eine Wo-
che vorher ortsüblich bekannt gemacht. Die Behörden, die K+S Minerals and Agriculture GmbH sowie diejenigen, die Einwendungen erho-
ben oder Stellungnahmen abgegeben haben, werden gem. § 73 Abs. 6 Satz 3 VwVfG von dem Erörterungstermin gesondert benachrichtigt. 
Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und der K+S Minerals and Agriculture GmbH mehr als 50 Benachrichtigungen vorzuneh-
men, können diese gem. § 73 Abs. 6 Satz 4 VwVfG durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in 
dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Der Erörterungstermin ist ent-
behrlich bei Verzicht aller Behörden, Einwender, Betroffenen und anerkannten Vereinigungen auf dessen Durchführung. Es besteht die 
Möglichkeit, einen solchen Verzicht bereits in der Einwendung bzw. Stellungnahme zu erklären. 
 
Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Antragsunterlagen, die Erhebung von Einwendungen, die Abgabe von Stellungnahmen, die Teil-
nahme am Erörterungstermin oder für einen Bevollmächtigten entstehen, werden nicht erstattet. 
 
Bad Oeynhausen, den 04.05.2020 
  Wilmsmeier 
  Bürgermeister 
 
 
 
142 Bekanntmachung 
  Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die 
  Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Vertretung der Stadt Lübbecke 
  am 13. September 2020 
  sowie einer ggf. erforderlichen Stichwahl  
  am 27. September 2020 

 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung – KWahlO – vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 592, 967), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 09. Oktober 2019 (GV. NRW. S. 602)

1
 – SGV. NW. 1112 – fordere ich zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf. 

 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter der  Stadt Lübbecke, Kreishausstr. 2-4, 32312 
Lübbecke, Zimmer: 112/114 während der Dienststunden:  
 
 montags – dienstags 07.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 13.30 Uhr bis 15.30 Uhr,  
 mittwochs 07.30 Uhr – 13.30 Uhr,  
 donnerstags 07.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 13.30 Uhr bis 18.00 Uhr,  
 freitags 07.30 Uhr bis 12.30 Uhr,  
 
kostenlos abgegeben werden. 
 
Darüber hinaus haben Sie die Möglichkeit über https://www.votemanager.de/parteienkomponente/ die Wahlvorschläge elektro-
nisch zu erfassen und die benötigten Formulare zu erzeugen und auszudrucken.  
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46 b und 46 d Abs. 1 bis 5 des Kommunalwahlgesetzes – KWahlG – in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. April 2019 (GV. 
NRW. S. 202), – SGV. NRW. 1112 – und der §§ 25 und 26 sowie der §§ 75 a und 75 b KWahlO weise ich hin. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), von Gruppen von Wahlbe-

rechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern/ Einzelbewerberinnen), von diesen allerdings kei-
ne Reserveliste, eingereicht werden. 

 
1.2 Als Bewerber*in einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur benannt werden, wer in einer Mitglieder- 

oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann 
die Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber*innen in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen. 

 
 Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger*innen), die in Deutschland bzw. im 

Wahlgebiet wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar.  
  

                                                                        
 

https://www.votemanager.de/parteienkomponente/
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 Die Bewerber*innen und die Vertreter*innen für die Vertreterversammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. Entspre-
chendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber*innen auf der Reserveliste und für die Bestimmung eines Be-
werbers/einer Bewerberin als Ersatzbewerber*in für einen anderen Bewerber/eine andere Bewerberin. Stimmberechtigt ist 
nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist.  

 
 Als Vertreter*in für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zusammentritts der zur Wahl der 

Vertreter*innen einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 
 
 Die Vertreter*innen für die Vertreterversammlung und die Bewerber*innen sind frühestens ab dem 01. August 2019, die Be-

werber*innen für die Wahlbezirke frühestens nach der öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbe-
zirke, zu wählen.  

 
 Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Beschluss einer Mitglieder- oder 

Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist 
endgültig. 

 
 Das Nähere über die Wahl der Vertreter*innen für die Vertreterversammlung, über die Einberufung und Beschlussfähigkeit 

der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin regeln die 
Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzungen.  

 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber*innen mit Angaben über Ort und Zeit der Versammlung, Form der 
Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertreter*innen oder Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen.  

 
Hierbei haben der/die Leiter*in der Versammlung und zwei von dieser bestimmte Teilnehmer*innen gegenüber dem Wahlleiter an 
Eides statt zu versichern, dass die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der 
Bewerber*innen für die Vertretung in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versicherung an Ei-
des statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber*innen und die Bestimmung der Ersatzbewer-
ber*innen in geheimer Abstimmung erfolgt sind. 

 
Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 
Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags. 

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu 

wählenden Vertretung der zuständigen Stadt, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag vertreten, 
so kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten 
Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für auf Landesebene organisierte Parteien, die die Unterla-
gen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bun-
deswahlleiter eingereicht haben. 

 
Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem Bundeswahlleiter die Unterlagen ein-
gereicht haben und wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf Bestätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von Satzung und 
Programm von Parteien und Wählergruppen eingereicht werden können, hat das Ministerium des Innern am 27. November 2019 öf-
fentlich bekannt gemacht (MBl. NRW. S. 764). 

 
2. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin 
 
2.1 Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin können auch von Parteien und Wählergruppen gemeinsam ein-

gereicht werden. In diesem Fall ist der/die Bewerber*in entweder in einer gemeinsamen Versammlung oder in getrennten Versamm-
lungen der beteiligten Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Träger des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen keinen anderen als den 
gemeinsamen Bewerber wählen und zur Wahl vorschlagen. 

 
Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin soll nach dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO eingereicht 
werden. Er muss enthalten: 
– Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; andere Wahlvorschlä-

ge können durch ein Kennwort des Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden; 
– Familienname, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-Adresse oder Postfach sowie 

Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin. 
 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 

Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Gemeinsame Wahlvorschläge müssen von den für das Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss der/die Unterzeichner*in des Wahlvorschlags im Wahl-
gebiet wahlberechtigt sein. 

 
Wer für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin wählbar ist, kann sich selbst vorschlagen. 

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem von mindestens 190 Wahlberechtigten 

der Gemeinde persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen. Dies gilt nicht, wenn der bisherige Bürgermeister als Bewerber vorgeschlagen wird (§ 46 d Abs. 1 Satz 3 
KWahlG). Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung 
bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis 
kann infolge von Umständen, die der Wahl-vorschlagsträger nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.  
Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn alle beteiligten Wahlvorschlagsträger un-
ter die in Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen fallen. 

 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 190 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen 

Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist folgendes zu beachten: 
– Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung sind der Name und ggf. die 

Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreichen will, bei Einzelbewerbern/ Einzelbewerberin-
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nen das Kennwort, sowie Familienname, die Vornamen und Wohnort des/der vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin, sowie 
die Kontaktdaten, die in die Datenschutzhinweise auf der Rückseite der Anlage 14c unter Nr. 3 aufzunehmen sind, anzugeben. 
Der Wahlleiter hat diese Angaben auf den Formblättern zu vermerken. 

– Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf dem Formblatt persönlich und handschriftlich un-
terschreiben; die Angaben zum Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum und zur Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeich-
ners/der Unterzeichnerin sowie der Tag der Unterzeichnung sollen vom Unterzeichner/von der Unterzeichnerin persönlich und 
handschriftlich ausgefüllt werden. 

– Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung seiner Gemeinde nach 
dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

– Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere Wahlvorschläge 
unterzeichnet, so ist seine/ihre Unterschrift auf allen weiteren Wahlvorschlägen ungültig; die gleichzeitige Unterzeichnung eines 
Wahlvorschlags für einen Wahlbezirk und einer Reserveliste bleibt unberührt. 

Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig, wenn dieser/diese in der Gemeinde wahlbe-
rechtigt ist. 

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 

– Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12c zur KWahlO; die Erklärung kann 
auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO abgegeben werden. Dabei hat der Bewerber/die Be-
werberin zu versichern, dass er/sie für keine andere Wahl zum Bürgermeister/zur Bürgermeisterin oder Landrat/Landrätin kan-
didiert. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die 
Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 

– Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13b zur KWahlO; die Bescheinigung kann auch auf dem Wahlvor-
schlag nach dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO abgegeben werden. 

– Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über die Versammlung der Partei o-
der Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers/der Bewerberin (Anlage 9c zur KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vor-
geschriebenen Versicherungen an Eides statt (Anlage 10c zur KWahlO). 

 
3. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
3.1 Nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a) KWahlG sind für die Stadt Lübbecke 38 Vertreter, davon 19 in Wahlbezirken zu wählen. Auf die Be-

kanntmachung der Stadt Lübbecke vom 27.02.2020 über die Abgrenzung der Wahlbezirke wird hingewiesen. Sie kann jederzeit beim 
Wahlleiter der Stadt Lübbecke, Wahlamt, Zimmer 112/114, Kreishausstr. 2-4, 32312 Lübbecke, während der Dienststunden eingese-
hen werden.  

 
3.2 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht wenden. Er muss enthalten: 

– den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschläge von 
Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen können durch ein Kennwort gekennzeichnet werden; 

– Familienname, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift (Hauptwohnung), E-Mail-Adresse oder Postfach sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch 
der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzuge-
ben. 

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
3.3 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 

Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen muss mindestens ein Unterzeichner/eine Unterzeichnerin seine/ihre Unter-
schrift auf dem Wahlvorschlag selbst leisten. 

 
3.4 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen ferner von mindestens 5 Wahlberechtigten des 

Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge 
von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem 
Nachweis der Wahlberechtigung der Unterzeichner/die Unterzeichnerin bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für 
das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsbe-
rechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 

 
3.5 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks unterzeichnet sein, so sind die 

Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen. 
 

Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass der/die Unterzeichner*in im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. Die Unterzeichnung des 
Wahlvorschlags durch den/die Bewerber*in ist zulässig. 
 

3.6 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
– Die Zustimmungserklärung des/der Bewerber*in nach dem Muster der Anlage 12a zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem 

Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO abgegeben werden. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustim-
mungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 

– Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13a zur KWahlO; die Bescheinigung kann auch auf dem Wahlvor-
schlag nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO erteilt werden. 

– Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über die Versammlung der Partei 
oder Wählergruppe zur Aufstellung der Bewerber/der Bewerberinnen mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versi-
cherungen an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherungen an 
Eides statt einem anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist (siehe auch Nr. 1.2 Abs. 8 bis 10 dieser Bekanntmachung). 

– Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine Bescheinigung über ihr Dienst- oder 
Beschäftigungsverhältnis, falls der Wahlleiter/die Wahlleiterin dies zur Behebung von Zweifeln für erforderlich hält. 

 
4. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
4.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber*innen benannt werden, die für eine Partei oder Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein. 
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4.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss enthalten: 

– den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die die Reserveliste einreicht;  
– Familienname, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, E-Mail-Adresse oder Postfach sowie Staatsangehörig-

keit der Bewerber/Bewerberinnen in erkennbarer Reihenfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG 
sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt bei der sie beschäftigt sind, 
anzugeben. 

Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber/eine Bewerberin, unbeschadet der Reihenfolge im Übrigen, Ersatz-
bewerber/Ersatzbewerberin für einen/eine im Wahlbezirk oder für einen/eine auf einer Reserveliste aufgestellten/aufgestellte Be-
werber/Bewerberin sein soll. 

 
4.3 Soll ein/eine Bewerber*in auf der Reserveliste Ersatzbewerber*in für einen im Wahlbezirk oder für einen/eine auf der Reserveliste 

aufgestellten anderen Bewerber/aufgestellte andere Bewerberin sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reserveliste ferner enthal-
ten: 
– den Familiennamen und die Vornamen des/der zu ersetzenden Bewerbers/Bewerberin; 
– den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der/die zu ersetzende Bewerber/Bewerberin 

aufgestellt ist. 
 
4.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem von mindestens 22  Wahlberechtigten 

persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
 
4.5 Muss die Reserveliste außerdem von mindestens 22  Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen 

Formblättern nach dem Muster der Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; bei Anforderung der Formblätter ist der Name und ggf. die 
Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Für die Unterzeichnung gilt Nr. 2.4 entsprechend.  
 

4.6 Die Zustimmungserklärung der Bewerber/der Bewerberinnen ist auf der Reserveliste nach dem Muster der Anlage 11b oder einzeln 
nach dem Muster der Anlage 12b zur KWahlO abzugeben. Einer Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewer-
ber/Bewerberinnen gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind und die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag beigefügt ist. 

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Vertretung der Gemeinde Stadt Lübbecke sind spätes-
tens bis zum 16. Juli 2020, 18.00 Uhr (Ausschlussfrist), beim Wahlleiter der Stadt Lübbecke, Kreishausstr. 2-4, 32312 Lübbecke, Zimmer: 
112/114 einzureichen. 
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, vorher noch behoben werden können. 
 
Lübbecke, 05.05.2020 
  Der Wahlleiter 
  Roland Kelle 
 
 
 
143 Bekanntmachung  
  Nachfolge eines ausgeschiedenen Ratsmitgliedes 
 
Das Ratsmitglied Peter Rose hat mit Ablauf des 30.04.2020 auf seinen Sitz im Rat der Stadt Lübbecke verzichtet. Aufgrund des § 45 Kom-
munalwahlgesetz NRW wird festgestellt, dass als Nachfolgerin aus der Reserveliste der Wählergruppe Lübbecke Konkret  
 
  Frau Margret Döschner, Brucknerstraße 9, 32312 Lübbecke,  
 
gewählt ist. 
 
Gegen die Gültigkeit der Wahl können jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Partei-
en und Wählergruppen, die an der Wahl teilgenommen haben, sowie die Aufsichtsbehörde binnen eines Monats nach Bekanntgabe Ein-
spruch erheben, wenn sie eine Entscheidung über die Gültigkeit der Feststellung der Nachfolgerin für erforderlich halten. 
 
Der Einspruch ist bei dem Wahlleiter der Stadt Lübbecke, Kreishausstraße 2 - 4, 32312 Lübbecke, schriftlich einzureichen oder mündlich zur 
Niederschrift zu erklären. 
 
Lübbecke, den 06.05.2020 
  Roland Kelle 
  Wahlleiter 
 
 
 
144 Bekanntmachung 
  der Stadt Lübbecke 
  Bebauungsplan Nr. 7/08/173 „Westlich Jägerbach“ 
  - Satzungsbeschluss – 
 
Der Rat der Stadt Lübbecke hat in seiner Sitzung am 12.12.2019 folgenden Beschluss gefasst: 
 
1. Die während der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentli-

cher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und die im Rahmen der Offenlegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen wurden in die Abwägung ge-
mäß § 1 Abs. 7 BauGB eingestellt. Den Abwägungsvorschlägen wird zugestimmt. 
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2. Aufgrund des § 10 BauGB vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) i.V.m. §§ 7 (1) und 41 (1g) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in der jeweils geltenden Fassung wird der Bebauungsplan Nr. 7/08/173 „Westlich Jäger-
bach“ als Satzung beschlossen. Der Begründung wird zugestimmt. 

 
Die Lage des Plangebietes und die Abgrenzung des Geltungsbereiches sind aus dem anschließend abgedruckten Kartenausschnitt ersicht-
lich. Der Bebauungsplan mit Begründung kann bei der Stadt Lübbecke, Bereich Stadtplanung, Kreishausstraße 2-4, Zimmer 711, während 
der Dienststunden von jedermann eingesehen werden. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise: 
 
1) Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 
 
 a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  
 b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-

planes und des Flächennutzungsplanes und 
 c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 
 

 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lübbecke geltend gemacht wor-
den sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, 
ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind. 
 

2) Gemäß § 7 Abs. 6 der GO NRW kann die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Lübbecke vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
3) Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintreten-

den Vermögensnachteile sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss über den Bebauungsplan Nr. 7/08/172 „Westlich Jägerbach“ als Satzung, Ort und Zeit der Einsichtnahme sowie die aufgrund 
des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
 
Lübbecke, den 04.05.2020 
  Der Bürgermeister 
  Frank Haberbosch 
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145 Bekanntmachung 
  über die Genehmigung der 6. Änderung des Flächennutzungsplanes 
  der Stadt Lübbecke 
 
Der Rat der Stadt Lübbecke hat in seiner Sitzung am 12.12.2019 gemäß § 2 Baugesetzbuch (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der 
derzeit geltenden Fassung den Feststellungsbeschluss zur 6. Änderung des Flächennutzungsplanes gefasst. Die Bezirksregierung Detmold 
hat mit Verfügung vom 18.03.2020, Az.: 35.02.01.600-010/2020-001, den vorgelegten Flächennutzungsplan gemäß § 6 Abs. 1 BauGB ge-
nehmigt. Die Änderung sieht die Umwandlung von „Grünfläche mit Zweckbestimmung Sportplatz“ in „Wohnbaufläche“ und „Fläche für 
Versorgungsanlage mit Zweckbestimmung Abwasserbeseitigung“ vor. Der Geltungsbereich der 6. Flächennutzungsplanänderung ist aus 
dem anschließend abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich. 
 
Die Flächennutzungsplanänderung, die Begründung mit Umweltbericht und die zusammenfassende Erklärung können vom Tage dieser Be-
kanntmachung an bei der Stadt Lübbecke, Bereich Stadtplanung, Kreishausstraße 2-4, 1. OG Altbau, Zimmer 711, während der Dienststun-
den von jedermann eingesehen werden. Über den Inhalt des Änderungsplanes wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise: 
1) Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  
b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-

planes und des Flächennutzungsplanes und 
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 

 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Lübbecke geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung be-
gründen soll, ist darzulegen. 

2) Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der GO NRW gegen die Flächennutzungsplanänderung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Flächennutzungsplanänderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Lübbecke vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 

die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Genehmigung der 6. Änderung des Flächennutzungsplanes, Ort und Zeit der Einsichtnahme sowie die aufgrund des BauGB 
und der GO NRW erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung wird die 6. Flächen-
nutzungsplanänderung wirksam. 
 
Lübbecke, den 04.05.2020 
  Der Bürgermeister 
  Frank Haberbosch 
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146 Bekanntmachung 
Wasserrechtliches Erlaubnisverfahren für die Fortsetzung der Einleitung von Salzabwässern der Kaliwerke Neuhof-Ellers 
und Werra der K+S Minerals and Agriculture GmbH im Zeitraum 01.01.2021 bis 31.12.2027 in die Werra 
Hier:Auslegung der Antragsunterlagen gemäß § 18 Abs. 1 Satz 4 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. V. m. § 73 Abs. 3 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
 
  I. 
 
Die K+S Minerals and Agriculture GmbH, Werk Werra, Hattorfer Straße, 36269 Philippsthal (Werra) und Werk Neuhof-Ellers, Am Kaliwerk 
6, 36119 Neuhof, hat beim Regierungspräsidium Kassel die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Einleitung von Salzabwasser aus 
der Gewinnung und Aufbereitung von Kalisalzen sowie der Aufhaldung von Salzabfällen in die Werra gem. §§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 1 Nr. 4 Was-
serhaushaltsgesetz (WHG) für den Zeitraum 01.01.2021 bis 31.12.2027 beantragt. Das Regierungspräsidium Kassel ist gem. § 19 Abs. 2 
WHG i.V.m. § 1 der Verordnung über bergrechtliche Zuständigkeiten und Anerkennungsverfahren nach der Markscheider-Bergverordnung 
(BergZAV) und § 187 Allgemeines Berggesetz für das Land Hessen für das wasserrechtliche Erlaubnisverfahren zuständig.  
Die Antragstellerin betreibt in Hessen und Thüringen das Werk Neuhof-Ellers (Hessen) sowie das Werk Werra, welches ein Verbundberg-
werk mit den Kalifabriken Hattorf (Hessen), Unterbreizbach (Thüringen) und Wintershall (Hessen) ist. In den beiden Werken werden Kali-
rohsalze abgebaut und anschließend zur Verwertung als Düngemittel sowie als Vorprodukte für vielfältige technische, industrielle und 
pharmazeutische Anwendungen aufbereitet. Hierbei fallen salzhaltige Produktionswässer an. Bei der Aufbereitung fallen feste Rückstände 
an, die nach Maßgabe zugelassener bzw. planfestgestellter bergrechtlicher Betriebspläne aufgehaldet werden. Bei der Aufhaldung entste-
hen aufgrund von Niederschlägen salzhaltige Wässer. Des Weiteren fallen im Rahmen des Bergbaubetriebes noch weitere Salzabwas-
serströme wie beispielsweise Gruben- und Drainwässer an. Sämtliche Wässer sind durch die Antragstellerin ordnungsgemäß zu entsorgen. 
Die beantragte Einleitung von Salzabwasser in die Werra dient der Entsorgung der anfallenden Salzabwasserströme. 
Der Antrag umfasst im Wesentlichen: 
 

 die maximalen Einleitmengen von 6,7 Mio. m
3
/a Salzabwasser für das Jahr 2021 bzw. 6,0 Mio. m

3
/a Salzabwasser für die Jahre 

2022-2027,  
 Grenz- (GW) und Zielwerte (ZW) am Pegel Gerstungen für Chlorid, Kalium und Magnesium, 

 

Zeitraum 2021 2022 bis 2025 2026 2027 

 GW [mg/l] ZW [mg/l] GW [mg/l] ZW [mg/l] GW [mg/l] ZW [mg/l] 
GW 
[mg/l] 

Chlorid 2.500  2.100  2.270  1.900  2.050  1.800  1.950  

Kalium 200  195  200  170  184  160  170  

Magnesium 340 310  335  280  300  260  280  

 
 die maximale Jahreseinleitfracht für die Wässer der Sicherungs- und Kompensationsmaßnahmen der Haldenerweiterungen Win-

tershall und Hattorf von bis zu 28.500 t/a Gesamtmineralisation für das Jahr 2021 und bis zu 64.000 t/a Gesamtmineralisation 
für den Zeitraum 2022-2027. 

Die Einleitung der Salzabwässer in die Werra soll über drei Einleitstellen erfolgen, von denen zwei in Philippsthal und eine in Heringen lie-
gen und die bereits für die Einleitung von Salzabwasser der Antragstellerin in die Werra genutzt werden.  
 
  II. 
 
Das Regierungspräsidium Kassel stellte gemäß § 5 UVPG fest, dass das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung erfordert. 
Diese Bekanntmachung dient der Einleitung der Beteiligung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen nach § 18 Abs. 1 UVPG. Gemäß 
§ 18 Abs. 1 Satz 4 UVPG i.V.m. § 73 Abs. 3 Satz 1 VwVfG sind die Antragsunterlagen in den Gemeinden, in welchen sich das Vorhaben vo-
raussichtlich auswirkt, für die Dauer eines Monats zur Einsicht auszulegen. Die Auslegung erfolgt in den Anrainergemeinden und -städten 
von Werra und Weser von Vacha bis zur Mündung in die Nordsee. 
 
Die Antragsunterlagen sowie weitere entscheidungserhebliche Berichte und Empfehlungen liegen in der Zeit vom 04.06.2020 bis ein-
schließlich den 03.07.2020 (Monatsfrist) bei der Stadt Porta Westfalica, Abteilung Stadtplanung, Kempstraße 1, 32457 Porta Westfalica, 
Zimmer 2.08, während der Dienststunden 
 

- Montags  von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 16.00 Uhr 
- Dienstags  von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 16.00 Uhr 
- Mittwochs  geschlossen 
- Donnerstags  von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 17.00 Uhr 
- Freitags  von 8.30 bis 13.00 Uhr 

 
zur allgemeinen Einsicht aus. 
 
Zur Eindämmung der Corona-Pandemie wird um vorherige Terminvereinbarung gebeten! 
 
Die Antragsunterlagen sowie weitere entscheidungserhebliche Berichte und Empfehlungen können zusätzlich ab dem 20.04.2020 auch 
über die Internetseite des Regierungspräsidiums Kassel abgerufen werden: 
 
  https://rp-kassel.hessen.de/umwelt-natur/kaliindustrie 
 
Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (§ 27a Abs. 1 S. 4 VwVfG). 
 
  

https://rp-kassel.hessen.de/umwelt-natur/kaliindustrie
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Die Antragstellerin hat die folgenden Antragsunterlagen vorgelegt: 
 

 Band 0: Allgemein verständliche nicht-technische Zusammenfassung  
 Band 1: Erläuterungsbericht, nebst zugehöriger Anlagen 
 Band 2.1 UVP-Bericht, nebst zugehöriger Karten 
 Band 2.2 FFH-Verträglichkeitsprüfung für das FFH-Gebiet DE 5125-350 „Werra zwischen Philippsthal und Herleshausen“, nebst 

zugehöriger Karten 
 Band 2.3 FFH- Verträglichkeitsprüfung für das FFH-Gebiet DE 5328-305 "Werra bis Treffurt mit Zuflüssen", nebst zugehöriger 

Karten 
 Band 2.4 FFH-Vorprüfungen 
 Band 2.5 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
 Band 2.6 Wasserrechtlicher Fachbeitrag 
 Band 3.1 Fachgutachten Wasser: Flussgebietsmodellierung und Frachtbetrachtungen, nebst zugehöriger Anlagen 
 Band 3.2 Gewässerökologisches Fachgutachten (Biologische Qualitätskomponenten exkl. Fische), nebst zugehöriger Anlagen 
 Band 3.3 Fischökologischer und fischereilicher Fachbeitrag 
 Band 3.4 Ökotoxikologische Bewertung der in salzhaltigen Abwässern des Werkes Werra und Neuhof-Ellers enthaltenen Aufbe-

reitungshilfs- und Spurenstoffe (Ökotoxikologisches Gutachten) 
 Band 3.5 Humantoxikologische Charakterisierung für 17 Substanzen oder Gemische im Rahmen der Ableitung von Geringfügig-

keitsschwellen für humantoxikologische Endpunkte 
 Band 3.6.1 Aktualisierung einer Literaturrecherche zum Korrosionsverhalten unlegierter Eisenwerkstoffe in Flusswasser mit bis 

zu 2500 mg/l Chlorid, nebst zugehöriger Anlagen 
 Band 3.6.2 Aktualisierung eines Gutachtens zu Auswirkungen und Spätfolgen der Einleitung von chloridhaltigem Wasser für 

Bauwerke aus bewehrtem und unbewehrtem Beton, nebst zugehöriger Anlagen 
 Band 3.7 Untersuchung zum möglichen Einfluss der Einleitung von Salzabwasser in die Werra/Weser auf das Grundwasser, 

nebst zugehöriger Anlagen 
 Band 3.8 Schwermetallmobilisierung und Entwicklung von Schwermetallkonzentrationen im Grundwasser 

 
Neben den Antragsunterlagen werden folgende entscheidungserhebliche Berichte und Empfehlungen gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 6 UVPG aus-
gelegt:  
 

Unterrichtung des Regierungspräsidiums Kassel über den Untersuchungsrahmen nach § 15 UVPG vom 21.08.2019 nebst zugehöriger 
Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange als Anlagen.  

 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann gemäß § 21 Abs. 1 und 2 UVPG während der Auslegung der Antragsun-
terlagen und für einen weiteren Monat nach dem Ende der Auslegung der Antragsunterlagen, das heißt bis einschließlich den 03.08.2020, 
schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen gegen das beantragte Vorhaben erheben. Vereinigungen, deren satzungsgemäßer Aufga-
benbereich durch das Vorhaben berührt wird, darunter auch Vereinigungen zur Förderung des Umweltschutzes, können zu dem Vorhaben 
bis einen weiteren Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das heißt bis einschließlich den 03.08.2020 Stellungnahmen abgeben oder Ein-
wendungen erheben. Die Erhebung von Einwendungen und die Abgabe von Stellungnahmen ist entweder bei der o.g. Gemeinde (Anschrift 
siehe oben) oder beim Regierungspräsidium Kassel, Dezernat Bergaufsicht, Hubertusweg 19, 36251 Bad Hersfeld möglich. Die Erhebung 
von Einwendungen und Abgabe von Stellungnahmen zur Niederschrift ist nach vorheriger Terminvereinbarung während der og. Dienstzei-
ten bei der o.g. Gemeinde sowie beim Regierungspräsidium Kassel, Dezernat Bergaufsicht, Hubertusweg 19, 36251 Bad Hersfeld während 
der Dienstzeiten (montags bis donnerstags in der Zeit von 09:00 bis 12:00 Uhr und von 13:30 bis 15:30 Uhr sowie freitags von 09:00 bis 
12:00 Uhr) möglich. Die Erhebung von Einwendungen und Stellungnahmen in elektronischer Form (E-Mail) ist nicht zulässig. 
 
Nach dem Ablauf der Einwendungsfrist eingehende Einwendungen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, sind gemäß 
§ 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG im Zulassungsverfahren ausgeschlossen.  
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte 
eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf 
und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen (§ 17 Abs. 1 VwVfG). Anderenfalls können diese Einwendungen unbe-
rücksichtigt bleiben. Die Anhörungsbehörde wird gleichförmige Eingaben, die die geforderten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit 
Unterschrift versehenen Seite enthalten oder dem Erfordernis des § 17 Abs. 1 S. 2 VwVfG nicht entsprechen, gemäß § 17 Abs. 2 VwVfG 
unberücksichtigt lassen. Ferner wird die Anhörungsbehörde gleichförmige Eingaben insoweit unberücksichtigt lassen, als Unterzeichner ih-
ren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben (§ 17 Abs. 2 VwVfG). 
 
Im Rahmen dieses Verwaltungsverfahrens werden u.a. auch personenbezogene Daten im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO) zur Durchführung des Ver-
fahrens automatisiert verarbeitet. 
 
Das Regierungspräsidium Kassel wird alle eingehenden Einwendungsschreiben einschließlich der darin enthaltenen persönlichen Angaben 
der K+S Minerals and Agriculture GmbH zur Stellungnahme zuleiten. 
 
Soweit Name und Anschrift bei Bekanntgabe der Einwendungen an die der K+S Minerals and Agriculture GmbH oder an die im Verfahren 
beteiligten Behörden unkenntlich gemacht werden sollen, ist hierauf im Einwendungsschreiben hinzuweisen. In diesem Fall sind die Grün-
de mitzuteilen, welche Nachteile durch die Weitergabe der Daten befürchtet werden. 
 
Weitere Informationen zu dem Vorhaben sind auf Anfrage beim Regierungspräsidium Kassel, Dezernat Bergaufsicht, Hubertusweg 19, 
36251 Bad Hersfeld (Tel.: 0561 106-2947) erhältlich. Bis zum Abschluss der Einwendungs- und Stellungnahmefrist, d. h. bis einschließlich 
den 03.08.2020, können dem Regierungspräsidium Kassel zu dem Vorhaben Äußerungen und Fragen übermittelt werden. Vorsorglich wird 
darauf hingewiesen, dass solche Äußerungen und Fragen von dem Regierungspräsidium Kassel nicht als Einwendungen aufgefasst werden, 
sofern nicht ausdrücklich in den Äußerungen darauf hingewiesen wird, dass es sich auch um eine Einwendung gegen das Vorhaben han-
delt. 
 
Nach Maßgabe des § 18 Abs. 1 Satz 4 UVPG i.V.m. § 73 Abs. 6 Satz 1 VwVfG wird die Behörde nach Ablauf der Einwendungs- und Stellung-
nahmefrist die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigun-
gen sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem Vorhaben mit dem Träger des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen sowie den-
jenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, erörtern. Der Erörterungstermin wird mindestens eine Wo-
che vorher ortsüblich bekannt gemacht. Die Behörden, die K+S Minerals and Agriculture GmbH sowie diejenigen, die Einwendungen erho-
ben oder Stellungnahmen abgegeben haben, werden gem. § 73 Abs. 6 Satz 3 VwVfG von dem Erörterungstermin gesondert benachrichtigt. 
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Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und der K+S Minerals and Agriculture GmbH mehr als 50 Benachrichtigungen vorzuneh-
men, können diese gem. § 73 Abs. 6 Satz 4 VwVfG durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in 
dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Der Erörterungstermin ist ent-
behrlich bei Verzicht aller Behörden, Einwender, Betroffenen und anerkannten Vereinigungen auf dessen Durchführung. Es besteht die 
Möglichkeit, einen solchen Verzicht bereits in der Einwendung bzw. Stellungnahme zu erklären. 
 
Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Antragsunterlagen, die Erhebung von Einwendungen, die Abgabe von Stellungnahmen, die Teil-
nahme am Erörterungstermin oder für einen Bevollmächtigten entstehen, werden nicht erstattet. 
 
Porta Westfalica, den 06.05.2020 
  Der Bürgermeister 
  Bernd Hedtmann 
 
 
 
147 Bekanntmachung 
  Friedhofssatzung 
  für den Friedhof 
  der Evangelisch-Lutherischen Kirchengemeinde 
  Dankersen 
  vom 11.03.2020 
 
Der kirchliche Friedhof ist die Stätte, auf der die Kirche ihre verstorbenen Glieder zu Grabe geleitet. Sie gedenkt der Verstorbenen und ver-
traut sie der Gnade Gottes an. Sie ruft die Lebenden zum Heil in Christus. Sie verkündigt dabei den Tod als Gericht Gottes über alles irdi-
sche Wesen und bezeugt die Auferstehung Jesu Christi als Sieg über Sünde und Tod. 
 
Auch zu der Zeit, in der das Evangelium auf dem Friedhof nicht verkündigt wird, ist der Friedhof mit seinen Grabstätten und seinem 
Schmuck der Ort, an dem die Verkündigung sichtbar bezeugt und der Verstorbenen und des eigenen Todes gedacht wird. 
 
Der kirchliche Friedhof weist auf das christliche Menschenbild hin, das Lebende und Tote in einer Gemeinschaft vor Gott versteht und zu-
gleich die Einmaligkeit und Unverwechselbarkeit eines jeden Menschen vor Gott betont. 
 
In diesem Sinne achtet die Gemeinde bei der Genehmigung und Gestaltung der Grabmale und sonstiger baulicher Anlagen auf dem Fried-
hof auch darauf, dass das verwendete Material in seinem Herstellungsprozess ohne ausbeuterische Kinderarbeit gewonnen wurde. 
 
  Die Evangelisch-Lutherische Kirchengemeinde Dankersen 
  vertreten durch das Presbyterium 
 
erlässt gem. Artikel 159 Absatz 2 Kirchenordnung i. V. m. § 49 der Verordnung für die kamerale Vermögens- und Finanzverwaltung der  
Kirchengemeinden, der Kirchenkreise und der Kirchlichen Verbände in der Evangelischen Kirche von Westfalen (Verwaltungsordnung ka-
meral – VwO.k) vom 26. April 2001, § 48 der Verordnung für die Vermögens- und Finanzverwaltung der kirchlichen Körperschaften in der 
Evangelischen Kirche von Westfalen (Verwaltungsordnung Doppische Fassung - VwO.d) vom 27. Oktober 2016 und § 11 Absatz 1 Verord-
nung für das Friedhofswesen in der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen Lan-
deskirche vom 13. Juli 2011 die nachstehende 
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I. Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 

Leitung und Verwaltung des Friedhofs 
 
(1) Die Evangelisch-Lutherischen Kirchengemeinde Dankersen  (nachstehend ”die Friedhofsträgerin“ genannt) ist Trägerin des Friedhofs. 
 
(2) Leitung, Aufsicht und Verwaltung liegen bei der Friedhofsträgerin. Die Friedhofsträgerin kann einen Friedhofsausschuss bilden oder 
sich Beauftragter bedienen. 
 
(3) Die Aufsichtsbefugnisse der Ordnungs- und Gesundheitsbehörden werden hierdurch nicht berührt. 
 
(4) Im Zusammenhang mit allen Tätigkeiten der Friedhofsverwaltung dürfen personenbezogene Daten erhoben, verarbeitet, gespeichert 
und genutzt werden. 
Eine Datenübermittlung an sonstige Stellen und Personen ist zulässig, wenn 
a) es zur Erfüllung des Friedhofszwecks erforderlich ist, oder 
b) die Datenempfänger der Stellen oder Personen ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu übermittelnden Daten glaub-
haft darlegen und die betroffenen Personen kein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung haben. 
 
(5) Im Übrigen gilt für die Übermittlung § 9 Kirchengesetz über den Datenschutz in der Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD). 
 

 
§ 2 

Benutzung des Friedhofs 
 
(1) Der Friedhof ist bestimmt zur Bestattung aller Verstorbenen, die ihren Wohnsitz im Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirchenge-
meinde Dankersen hatten oder ein Recht auf Bestattung in einer bestimmten Grabstätte besaßen.   
 
(2) Andere Verstorbene können ausnahmsweise bestattet werden, wenn die Friedhofsträgerin zustimmt. 

 
 
 

§ 3 
Öffnungszeiten 

 
(1)  Außerhalb der an den Eingängen ausgehängten Öffnungszeiten ist das Betreten des Friedhofs verboten. Die Haftung der Fried-
hofsträgerin außerhalb dieser Öffnungszeiten ist ausgeschlossen. 
 
(2) Die Friedhofsträgerin kann den Besuch des Friedhofes oder einzelner Friedhofsteile bei Vorliegen eines wichtigen Grundes vorüberge-
hend einschränken. 

 
§ 4 

  Verhalten auf dem Friedhof 
 
(1) Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen der Friedhofsträgerin bzw. 
ihrer Beauftragten sind zu befolgen.  
 
(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet: 
a) die Wege mit Kraftfahrzeugen und sonstigen Fahrzeugen (z. B. Fahrrädern / Rollern / Rollschuhen / Rollerblades / Skateboards) 
zu befahren. Ausgenommen sind Kinderwagen, Rollstühle sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für den Friedhof zu-
gelassenen Gewerbetreibenden (Einzelheiten ergeben sich aus der gem. § 6 dieser Satzung erforderlichen Zulassung). 
b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienstleistungen anzubieten und dafür zu werben, 
c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten auszuführen, 
d) gewerbsmäßig zu fotografieren oder zu filmen, 



 

 - 171 - 

e) Druckschriften ohne Zustimmung der Friedhofsträgerin zu verteilen, 
f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Plätze abzulegen sowie Abfälle anderer Herkunft auf dem Friedhof zu ent-
sorgen, 
g) den Friedhof, seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu beschädigen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen 
und Rasenflächen und Grabstätten unberechtigt zu betreten, 
h) zu lärmen, zu spielen, zu lagern und sich sportlich zu betätigen, 
i) Hunde frei laufen zu lassen (Hundekot ist zu beseitigen), 
j) sich als unbeteiligter Zuschauer während der Bestattungsfeier oder bei Umbettungen störend in unmittelbarer Nähe der Grab-
stätte aufzuhalten sowie die Leichenhalle und die Friedhofskapelle unbefugt zu betreten, 
k) Ansprachen und musikalische Darbietungen außerhalb von Bestattungen zu halten, 
l) Unkrautvernichtungsmittel und chemische Schädlingsbekämpfungsmittel zu verwenden. 
 
(3) Die Friedhofsträgerin kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und dieser Satzung vereinbar sind. Erforderli-
che Zustimmungen sind rechtzeitig bei der Friedhofsträgerin schriftlich einzuholen. 
 

§ 5 
Grabmal- und Bepflanzungssatzung 

 
Für die Gestaltung der Grabstätten (Grabmal, gärtnerische Gestaltung usw.) kann die Friedhofsträgerin eine besondere Satzung er-
lassen. 

 
§ 6 

Zulassung für gewerbliche Arbeiten 
 
(1) Gewerbetreibende benötigen für Tätigkeiten auf dem Friedhof eine vorherige Zulassung durch die Friedhofsträgerin, die Art und Um-
fang der Tätigkeit festlegt. Die Friedhofsträgerin kann Zulassungsbeschränkungen festlegen. 
 
(2) Auf ihren Antrag werden nur solche Gewerbetreibende zugelassen, die in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig 
sind und die Friedhofssatzung sowie die Grabmal- und Bepflanzungssatzung schriftlich anerkennen. 
 
(3) Bildhauerinnen und Bildhauer, Steinmetzinnen und Steinmetze, Gärtnerinnen und Gärtner bzw. Personen, die sie fachlich vertreten, 
müssen darüber hinaus die Meisterprüfung in diesem Beruf abgelegt haben oder eine anderweitig mindestens gleichwertige fachliche 
Qualifikation erworben haben. Bestatterinnen und Bestatter müssen als Gewerbetreibende zugelassen sein.  
 
(4) Für sonstige Gewerbetreibende wird die Zulassung gesondert geregelt. 
 
(5) Die Friedhofsträgerin kann Ausnahmen zulassen, soweit keine gesetzlichen Regelungen oder Verordnungen entgegenstehen. 
 
(6) Die Friedhofsträgerin stellt über die Zulassung eine Berechtigungskarte aus. Sie kann befristet erteilt werden. Die Gewerbetreibenden 
und ihre Mitarbeitenden haben eine Ablichtung der Berechtigungskarte mit sich zu führen und auf Verlangen der Friedhofsträgerin vorzu-
zeigen. 
 
(7) Die Friedhofsträgerin kann die Zulassung schriftlich widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die Zulassung nicht mehr vorliegen oder 
die Gewerbetreibenden gegen die Vorschriften dieser Satzung oder der Grabmal- und Bepflanzungssatzung verstoßen. 

§ 7 
 

Gewerbliche Arbeiten  
 

(1) Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof 
schuldhaft verursachen. Der Friedhofsträgerin ist von den Gewerbetreibenden der Nachweis einer Betriebshaftpflichtversicherung vorzu-
legen. 
 
(2) Gewerbliche Arbeiten dürfen nur werktags innerhalb der ausgehängten Öffnungszeiten ausgeführt werden und Bestattungen nicht 
stören. 
 
(3) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf dem Friedhof nur vorübergehend und nur an Stellen gela-
gert werden, an denen sie nicht hindern oder stören. Es ist nicht gestattet, dass die Gewerbetreibenden in oder an den Wasserentnahme-
stellen des Friedhofs die Geräte reinigen.  
 
(4) Die Gewerbetreibenden sind verpflichtet, die bei ihren Arbeiten anfallenden, nicht kompostierbaren Abfälle vom Friedhof zu entfer-
nen. Die beim Aushub der Fundamente anfallende Erde ist auf dem Friedhof an den dafür vorgesehenen Ablagestellen zu deponieren.  
 
(5) Bei Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. 
 
(6) Mit Grabmalen und Grabbepflanzungen darf nicht geworben werden. Grabmale dürfen daher nicht mit Firmenschildern versehen wer-
den. Nicht farbig ausgelegte, eingehauene Firmenzeichen bis zu einer Größe von 3 cm sind jedoch an einer Seite in den unteren 15 cm zu-
lässig. Steckschilder für die Grabpflege mit voller Firmenanschrift der Friedhofsgärtnereien sind nicht zulässig. 
 
  § 8 
  Gebühren 
 
Die Friedhofsträgerin erhebt für die Benutzung des Friedhofs und seiner Einrichtungen Gebühren nach der kirchenaufsichtlich und staatlich 
genehmigten Gebührensatzung.  
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  II. Grabstätten 
 
  § 9 
  Nutzungsrechte 
 
(1) Nutzungsrechte an Grabstätten werden unter den in dieser Satzung aufgestellten Bedingungen vergeben. Das Nutzungsrecht kann nur 
einer natürlichen oder einer juristischen Person übertragen werden. Die Grabstätten bleiben Eigentum der Friedhofsträgerin. An ihnen be-
stehen nur Rechte nach dieser Satzung. 
 
(2) Die von der Friedhofsträgerin erstellten Aufteilungspläne werden für die Nutzungsberechtigten zur Einsichtnahme bereitgehalten. Be-
werber um ein Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte können anhand dieser Pläne oder gegebenenfalls an Ort und Stelle wählen, welche 
Grabstätte sie wünschen. Ein Anspruch auf Vergabe oder Verlängerung des Nutzungsrechts an einer bestimmten Grabstätte oder auf Un-
veränderlichkeit der Umgebung besteht nicht.  
 
(3) Die Friedhofsträgerin vergibt das Nutzungsrecht durch schriftlichen Bescheid. Das vom Landeskirchenamt herausgegebene Formular 
„Antrag auf Vergabe eines Nutzungsrechts / Bescheid über die Vergabe eines Nutzungsrechts“ soll verwendet werden. In dem Bescheid 
wird die genaue Lage der Grabstätte und die Dauer der Nutzungszeit angegeben.  Dabei wird darauf hingewiesen, dass sich der Inhalt des 
Nutzungsrechts nach den Bestimmungen der Friedhofssatzung, der Friedhofsgebührensatzung und einer ggf. vorhandenen Grabmal- und 
Bepflanzungssatzung richtet. 
 
(4) Auf dem Friedhof werden Nutzungsrechte vergeben an: 
 a) Reihengrabstätten für Erdbestattungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften 
 b) Reihengrabstätten für Erdbestattungen mit zusätzlichen Gestaltungsvorschriften 
 c) Reihengrabstätten für Urnenbeisetzungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften 
 d) Reihengrabstätten für Urnenbeisetzungen mit zusätzlichen Gestaltungsvorschriften 
 e) Wahlgrabstätten für Erdbestattungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften 
 f) Wahlgrabstätten für Erdbestattungen mit zusätzlichen Gestaltungsvorschriften 

Bestattungsfeld R: Es sind nur Grabbeete gestattet. Das Grabbeet ist mit rotem Wesersandstein (Stärke 6 cm, Ausführung glatt) 
einzufassen. Doppelkanten sind nicht zulässig. Das Aufbringen von Kies ist nicht gestattet.  

 g) Wahlgrabstätten für Urnenbeisetzungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften 
 h) Wahlgrabstätten für Urnenbeisetzungen mit zusätzlichen Gestaltungsvorschriften 

Bestattungsfeld R: Es sind nur Grabbeete gestattet. Das Grabbeet ist mit rotem Wesersandstein (Stärke 6 cm, Ausführung glatt) 
einzufassen. Doppelkanten sind nicht zulässig. Das Aufbringen von Kies ist nicht gestattet.  

 
(5) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Verpflichtung zur gärtnerischen Anlage und zur Pflege der Grabstätten, soweit durch diese Sat-
zung nichts Anderes geregelt ist. 

 
(6) Nutzungsberechtigte sind verpflichtet, der Friedhofsträgerin unverzüglich jede Änderung ihrer Anschrift mitzuteilen. Für Schäden oder 
sonstige Nachteile, die aus der Unterlassung einer solchen Mitteilung entstehen, ist die Friedhofsträgerin nicht ersatzpflichtig. 
 
(7) Die Nutzungsberechtigten müssen mit Ablauf der Nutzungszeit der Friedhofsträgerin die Grabstätte in abgeräumtem und ordnungs-
gemäß verfülltem Zustand übergeben. Wird die Grabstätte nicht innerhalb von drei Monaten abgeräumt übergeben, so werden die Arbei-
ten von der Friedhofsträgerin auf Kosten der bisherigen nutzungsberechtigten Person durchgeführt. Die Friedhofsträgerin ist nicht ver-
pflichtet, die abgeräumten Pflanzen und baulichen Anlagen aufzubewahren. 
 
(8) Das Nutzungsrecht kann entschädigungslos mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn die in der Friedhofsgebührensat-
zung festgesetzten Gebühren nicht entrichtet werden. Der Widerruf des Nutzungsrechts setzt voraus, dass die Beitreibung der Gebühren 
im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens erfolglos durchgeführt worden ist. In diesem Fall ist die nutzungsberechtigte Person verpflich-
tet, für die Unterhaltung der Grabstätte bis zum Ende der ursprünglich festgesetzten Nutzungszeit eine Gebühr zu entrichten. Im Übrigen 
finden § 9 Absatz 7, § 28 Absatz 2 und 3 Anwendung. 

 
(9) Auf Antrag der nutzungsberechtigten Person kann die Friedhofsträgerin das Nutzungsrecht entschädigungslos mit Wirkung für die Zu-
kunft widerrufen. In diesem Fall ist die nutzungsberechtigte Person verpflichtet für die Unterhaltung der Grabstätte bis zum Ende der ur-
sprünglich festgesetzten Nutzungszeit eine Gebühr zu entrichten. Im Übrigen finden § 9 Absatz 7, § 28 Absatz 2 und 3 Anwendung. 
 
(10) Die Bestimmungen der Absatz 7 und 9 gelten nicht für Reihen- und Wahlgemeinschaftsgrabstätten nach § 12 und § 13 dieser Satzung. 

 
§ 10 

  Übergang von Rechten  
 

(1) Die nutzungsberechtigte Person kann ihr Nutzungsrecht nur einer berechtigten Person im Sinne von Absatz 3 übertragen. 
 
(2) Bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll für den Fall des Todes der nutzungsberechtigten Person die Nachfolge im Nutzungsrecht 
unter Verwendung des Formulars „Antrag auf Vergabe eines Nutzungsrechts“ geregelt werden. 
 
(3) Wird bis zum Tod der nutzungsberechtigten Person keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in nachstehender Rei-
henfolge auf die Angehörigen der nutzungsberechtigten Person mit deren Zustimmung über: 

a) Ehegatten, 
b) Lebenspartner nach dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft, 
c) Verwandte auf- und absteigender Linie sowie Geschwister, Stiefgeschwister und deren Kinder, 
d) die Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner der unter c) bezeichneten Personen. 

 
Sind keine Angehörigen der Gruppe a) bis d) vorhanden oder zu ermitteln, so kann das Nutzungsrecht mit Zustimmung der Fried-
hofsträgerin auch von einer anderen Person übernommen werden. 
 
(4) Die Rechtsnachfolgerin oder der Rechtsnachfolger hat der Friedhofsträgerin den Übergang des Nutzungsrechts unverzüglich anzuzei-
gen. Die Übertragung des Nutzungsrechts wird der neuen nutzungsberechtigten Person schriftlich bestätigt. Solange das nicht geschehen 
ist, können Bestattungen nicht verlangt werden. Wird die Übernahme des Nutzungsrechts der Friedhofsträgerin nicht schriftlich innerhalb 
einer Frist von drei Monaten angezeigt, so gilt das Nutzungsrecht als erloschen. 
 
(5) Ist keine Person zur Übernahme des Nutzungsrechts bereit, so endet das Nutzungsrecht an der Grabstätte.  
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§ 11 

  Ruhezeiten 
 
(1) Die Ruhezeit für die Erdbestattung von Totgeburten und Fehlgeburten beträgt 15 Jahre. 
 
(2) Die Ruhezeit für die Erdbestattung von Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr beträgt 25 Jahre. 
 
(3) Die Ruhezeit für Erdbestattungen von Verstorbenen vom vollendeten 5. Lebensjahr an beträgt 30 Jahre. 
 
(4) Die Ruhezeit für Urnenbeisetzungen beträgt 30 Jahre. 
 
 
  A. Reihengrabstätten 
 
  § 12 
  Rechtsverhältnisse an Reihengrabstätten 
 
(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten, die im Bestattungsfall für Erdbestattungen oder Urnenbeisetzungen einzeln nach der Reihe für die 
Dauer der Ruhezeit vergeben werden.  

 
(2) Reihengrabfelder werden eingerichtet für: 
 a) Erdbestattung von Tot- und Fehlgeburten: 
  Größe der Nutzungsfläche pro Grab:  Länge 1,50 m,  Breite 0,90 m 
 
 b) Erdbestattung von Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr: 
  Größe der Grabstätte:  Länge 1,50 m,  Breite 0,90 m 
 
 c) Erdbestattung von Verstorbenen vom vollendeten 5. Lebensjahr an: 
  Größe der Grabstätte:  Länge 2,50 m,  Breite 1,25 m 
 
 d) Beisetzungen von Urnen: 
  Größe der Grabstätte:  Länge 1,00 m,  Breite 1,00 m 
 
 e)  Beisetzung von Urnen im Kolumbarium –entfällt- 
 
(3) In einer Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet oder eine Urne beigesetzt werden. 
 
(4) Die Nutzung an einer Reihengrabstätte erlischt mit Ablauf der in dieser Satzung festgesetzten Ruhezeit. Die Ruhezeit kann nicht verlän-
gert werden. 
 
(5) Zusätzlich werden Reihengemeinschaftsgrabstätten für Erdbestattungen und Urnenbeisetzungen eingerichtet. Die Anlage und Un-
terhaltung erfolgt für die Dauer der Ruhezeit durch die Friedhofsträgerin. Die Friedhofsträgerin legt auf jede Grabstätte eine einheitli-
che Grabplatte oder errichtet eine Gemeinschaftsstele. Als Inschrift werden Vor- und Nachname sowie Geburts- und Sterbedatum der 
Verstorbenen aufgenommen. Außer der von der Friedhofsträgerin aufgelegten Grabplatte oder der Gemeinschaftsstele darf kein wei-
teres Gedenkzeichen aufgestellt werden. Ein Anspruch, die Grabstätte individuell zu pflegen und zu gestalten sowie Grabschmuck auf 
der Grabstätte abzulegen, besteht nicht. Die Friedhofsträgerin kann eine besondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck abgelegt 
werden kann. Die Friedhofsträgerin behält sich vor, den Grabschmuck von der besonderen Stelle in regelmäßigen Abständen zu ent-
sorgen. Sofern Grabschmuck an einer nicht besonders ausgewiesenen Stelle abgelegt wird, wird vor jeder Unterhaltungsmaßnahme 
dieser Grabschmuck von der Friedhofsträgerin abgeräumt und entsorgt. Eine Bestattung in den vorgenannten Grabstätten kann nur 
auf schriftlichen Antrag erfolgen. Ein Anspruch auf Bestattung in diesen Grabstätten besteht nicht. 
 
 

B. Wahlgrabstätten 
 

§ 13 
  Rechtsverhältnisse an Wahlgrabstätten 
 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten, die besonders angelegt werden und an denen ein Nutzungsrecht für eine grundsätzlich die Ruhezeit 
überschreitende Nutzungszeit vergeben wird. Vor Ablauf der Nutzungszeit kann das Nutzungsrecht auf Antrag der nutzungsberechtigten 
Person verlängert werden. 
 
(2) Für die Nutzungsfläche eines Grabes in einer Wahlgrabstätte gelten folgende Abmessungen: 
 - Erdbestattungen:  Länge  2,50 m     Breite 1,25 m 
 - Urnenbeisetzung:   Länge  1,00 m      Breite 1,00 m 
 
(3) Ein Grab in einer Wahlgrabstätte für Erdbestattungen darf nur wie folgt belegt werden:  
 -  mit einem Sarg 
 -  mit bis zu zwei Urnen 
 -  mit einem Sarg und nachfolgend einer Urne. 
 
Ein Grab in einer Wahlgrabstätte für Urnenbeisetzungen darf nur mit einer Urne belegt werden. 
 
(4) Maße auf alten Grabfeldern werden hiervon nicht berührt. 
(5) Vor Ablauf der Ruhezeit ist eine Wiederbelegung des Grabes nicht zulässig. 
(6) Die Nutzungszeit wird auf 30 Jahre festgesetzt. 
 
(7) Die Friedhofsträgerin kann die nutzungsberechtigte Person sechs Monate vor Ablauf des Nutzungsrechts durch schriftliche Benachrich-
tigung auf das Ende des Nutzungsrechts hinweisen. 
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(8) Überschreitet bei einer weiteren Belegung oder Wiederbelegung eines Grabes die neu begründete Ruhezeit die laufende Nut-
zungszeit, so ist das Nutzungsrecht für die zur Wahrung der Ruhezeit notwendigen Jahre für die gesamte Wahlgrabstätte zu ver-
längern. 
 
(9) Eine Verlängerung des Nutzungsrechts an einer Wahlgrabstätte kann von der Friedhofsträgerin verweigert werden, wenn eine 
Umgestaltung des Friedhofs zur Erfüllung des Friedhofszweckes erforderlich ist oder wenn gesetzliche Auflagen Wiederbelegungen 
ausschließen. 
 
(10) Ein Anspruch der nutzungsberechtigten Person auf Rücknahme des Nutzungsrechts durch die Friedhofsträgerin und auf Erstattung 
von Gebühren besteht nicht. Die Friedhofsträgerin kann das Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte zurücknehmen, wenn keine Ruhefris-
ten mehr zu berücksichtigen sind. Eine Rücknahme ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. Die Friedhofsträgerin kann Ausnahmen zu-
lassen, wenn diese mit dem Friedhofszweck vereinbar sind. 
 
(11) Zusätzlich werden Wahlgemeinschaftsgrabstätten für bis zu zwei Gräber eingerichtet. Ein Grab in einer Wahlgemeinschaftsgrab-
stätte für Erdbestattungen darf nur mit einem Sarg und nachfolgend einer Urne belegt werden. Ein Grab in einer Wahlgemeinschafts-
grabstätte für Urnenbeisetzungen darf mit bis zu zwei Urnen belegt werden. An diesen Grabstätten werden Nutzungsrechte vergeben. 
Die Anlage und Unterhaltung erfolgt für die Dauer der Nutzungszeit durch die Friedhofsträgerin. Die Friedhofsträgerin legt auf jede 
Grabstätte eine einheitliche Grabplatte oder errichtet eine Gemeinschaftsstele. Als Inschrift werden Vor- und Nachname sowie Ge-
burts- und Sterbedatum der Verstorbenen aufgenommen. Außer der von der Friedhofsträgerin aufgelegten Grabplatte darf kein weite-
res Gedenkzeichen aufgestellt werden. Ein Anspruch, die Grabstätte individuell zu pflegen und zu gestalten sowie Grabschmuck auf der 
Grabstätte abzulegen, besteht nicht. Die Friedhofsträgerin kann eine besondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck abgelegt wer-
den kann. Die Friedhofsträgerin behält sich vor, den Grabschmuck von der besonderen Stelle in regelmäßigen Abständen zu entsorgen. 
Sofern Grabschmuck an einer nicht besonders ausgewiesenen Stelle abgelegt wird, wird vor jeder Unterhaltungsmaßnahme dieser 
Grabschmuck von der Friedhofsträgerin abgeräumt und entsorgt. Eine Bestattung in den vorgenannten Grabstätten kann nur auf 
schriftlichen Antrag erfolgen. Ein Anspruch auf Bestattung in diesen Grabstätten besteht nicht. 
 

 
§ 14 

  Benutzung der Wahlgrabstätten 
 
(1) In Wahlgrabstätten werden Nutzungsberechtigte und ihre Angehörigen bestattet. 
 
(2) Als Angehörige im Sinne dieser Bestimmung gelten: 
 a) Ehegatten, 
 b) Lebenspartner nach dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft, 
 c) Verwandte auf- und absteigender Linie sowie Geschwister, Stiefgeschwister und deren Kinder, 
 d) die Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner der unter c) bezeichneten Personen. 
 
(3) Auf Wunsch der nutzungsberechtigten Person können darüber hinaus mit Zustimmung der Friedhofsträgerin auch andere Verstorbene 
bestattet werden. 
 
(4) Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsträgerin. 
 
  § 15 
  Alte Rechte 
 
(1) Für Wahlgrabstätten, über die die Friedhofsträgerin bei In-Kraft-Treten dieser Satzung bereits verfügt hat, richtet sich die Nut-
zungszeit nach den bei der Vergabe gültig gewesenen Vorschriften. Die Gestaltung der Grabstätte richtet sich nach dieser Satzung. 
 
(2) Nutzungsrechte von unbegrenzter oder unbestimmter Dauer, die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstanden sind, werden auf 
eine Nutzungszeit nach § 13 Absatz 6 dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor Ablauf der Ruhezeit der letzten Be-
stattung oder vor Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung. 
 
 
  C. Kolumbarien 
 
  § 16 
  Kolumbarien 
  -entfällt-  
 
 
  D. Gemeinsame Bestimmungen 
  § 17 
  Grabgewölbe 
 
(1) Das Ausmauern von Grabstätten ist unzulässig. 
 
(2) Vorhandene Grabgewölbe sollen nicht weiter belegt werden. 

 
 
  § 18 
  Belegung, Wiederbelegung, Öffnung der Gräber 

 
(1) Die bei einer Bestattung aus Sicherheitsgründen erforderlichen Beseitigungen von Grabmalen, baulichen Anlagen und Bepflanzungen 
sind von der nutzungsberechtigten Person rechtzeitig zu veranlassen. Sofern diese Beseitigungen nicht bis spätestens 24 Stunden vor der 
Bestattung erfolgen, kann die Friedhofsträgerin die Bestattung verweigern. 

 
(2) In einem Sarg darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist zulässig, eine verstorbene Frau mit ihrem ebenfalls verstorbenen neugebo-
renen Kind oder zwei gleichzeitig verstorbene Geschwister im Alter bis zu einem Jahr in einem Sarg zu bestatten. 

 
(3) Vor Ablauf der in dieser Friedhofssatzung festgesetzten Ruhezeiten darf ein Grab nicht wiederbelegt werden. 
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(4) Sargteile, Gebeine oder Urnenreste, die beim Ausheben eines Grabes gefunden werden, sind unter der Sohle des neu aufgeworfenen 
Grabes zu versenken. Das Grab ist sofort wieder zu schließen, sofern noch nicht verweste Leichen vorgefunden werden. 
 
(5) Ein Grab darf nur mit Zustimmung der Friedhofsträgerin und der zuständigen Ordnungsbehörde oder aufgrund richterlicher Anordnung 
geöffnet werden. 

 
§ 19 

Aus- und Einbettungen 
 

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 
 
(2) Aus- und Einbettungen von Leichen und Urnen sind ausnahmsweise bei Vorliegen eines wichtigen Grundes zulässig. Hierzu ist die vor-
herige schriftliche Zustimmung der Friedhofsträgerin sowie der zuständigen Ordnungsbehörde erforderlich. 
 
(3) Ausbettungen aus einer Reihengrabstätte zur Einbettung in eine andere Reihengrabstätte sind nicht zulässig. 
 
(4) Aus- und Einbettungen erfolgen nur auf schriftlichen Antrag. Antragsberechtigt sind die Angehörigen. Die schriftliche Zustimmung der 
nutzungsberechtigten Person ist beizufügen. 
 
(5) Aus- und Einbettungen werden von der Friedhofsträgerin durchgeführt. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Aus- und Einbettung. Aus- und 
Einbettung von Erdbestattungen finden in der Regel nur in den Monaten Dezember bis Mitte März statt. Im ersten Jahr der Ruhezeit wer-
den Ausbettungen nur bei Vorliegen eines dringenden öffentlichen Interesses ausgeführt. 
 
(6) Die antragstellende Person trägt die Kosten der Aus- und Einbettung. Sie haftet für Schäden, die durch eine Aus- oder Einbettung ent-
stehen. 
 
(7) Der Ablauf der Ruhezeit wird durch die Aus- und Einbettung nicht unterbrochen oder gehemmt. 
 

§ 20 
  Särge, Urnen und Trauergebinde 
 
(1) Bestattungen sind in Särgen, Beisetzungen sind in Urnen vorzunehmen. 
 
(2) Die Särge für Verstorbene ab dem vollendeten 5. Lebensjahr dürfen höchstens 2,10 m lang und die Kopfenden einschließlich der Sarg-
füße nicht höher als 0,80 m und im Mittelmaß 0,70 m breit sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der 
Friedhofsträgerin bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. 
 
(3) Särge für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr müssen so bemessen sein, dass ihre Einsenkung in die nach § 12 vorgesehene 
Grabstätte möglich ist. 
 
(4) Särge müssen gegen das Durchsickern von Feuchtigkeit gesichert und genügend fest gearbeitet sein. 
 
(5) Särge, Sargausstattungen, Sargabdichtungen, Urnen, Urnenkapseln und Totenbekleidung müssen aus verrottbarem Material bestehen. 
Nicht verrottbare Materialien werden zurückgewiesen. 
 
(6) Das Einsenken von Särgen in Gräber, in denen sich Schlamm oder Wasser befindet, ist unzulässig. 
 
(7) Särge, Urnen und Überurnen müssen so beschaffen sein, dass die chemische, physikalische oder biologische Beschaffenheit des Bo-
dens oder des Grundwassers nicht nachteilig verändert wird. 
 
(8) Trauergebinde und Kränze müssen aus natürlichen, biologischen, verrottbaren Materialien hergestellt sein. Gebinde und Kränze mit 
Kunststoffen sind nach der Trauerfeier durch die nutzungsberechtigte Person oder deren Beauftragte zu entfernen. Kunststoffe sind auch 
als Verpackungsmaterial nicht erlaubt. 
 

§ 21 
Herrichtung und Instandhaltung der Grabstätten 

 
 
(1) Das erstmalige Herrichten der Grabstätte nach der Bestattung und die Entsorgung des Grabschmucks wird auf Kosten der nut-
zungsberechtigten Person durch die Friedhofsträgerin durchgeführt.  
 
(2) Die Abgrenzungen der Grabstätten zu Wegen und Anlagen werden von der Friedhofsträgerin aus einheitlichem Material ange-
legt. 
 
(3) Die Verwendung von Kunststoffen für die Grabgestaltung und als Grabschmuck ist untersagt.  
 
(4) Abfälle sind in den dafür vorgesehenen Behältern zu entsorgen. 
 
(5) Das Abdecken der Grabstätte mit Materialien, die die Belüftung und Bewässerung des Erdreiches verhindern, ist verboten. 
Mindestens 1/3 der Fläche ist gärtnerisch zu gestalten. 
 
(6) Zweckentfremdete Behältnisse und Arbeitsgeräte dürfen nicht auf der Grabstätte aufbewahrt werden. 
 
(7) Das Aufstellen von Bänken und anderen Sitzgelegenheiten auf der Grabstätte ist genehmigungspflichtig. 
 
(8) Das Anbringen eines QR-Codes auf der Grabstätte, einschließlich Grabmal, muss der Friedhofsträgerin durch die nutzungsbe-
rechtigte Person im Vorhinein angezeigt werden. Die Anzeige muss Auskunft über die Gestaltung des QR-Codes und den Inhalt der 
hinterlegten Internetseite geben. Zusätzlich muss die nutzungsberechtigte Person schriftlich erklären, dass sie die Verantwortung 
für die Inhalte der hinterlegten Internetseite während der gesamten Nutzungszeit übernimmt. Verstoßen die Inhalte der hinterleg-
ten Internetseite gegen die Satzungsregelungen, insbesondere gegen das christliche Empfinden oder verletzen sie die Würde des 
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Ortes oder der verstorbenen Person, kann der QR-Code unverzüglich durch die Friedhofsträgerin auf Kosten der nutzungsberech-
tigten Person von der Grabstätte entfernt oder unlesbar gemacht werden. 
 

 
§ 22 

  Vernachlässigung der Grabstätten 
 
(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder gepflegt, hat die nutzungsberechtigte Person nach schriftlicher Aufforde-
rung der Friedhofsträgerin die Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Ist die nutzungsberechtigte Person 
nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, wird durch öffentliche Bekanntmachung und durch einen auf drei Mona-
te befristeten Hinweis an der Grabstätte auf die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege hingewiesen. 
 
(2) Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsträgerin die Grabstätte auf Kosten der nut-
zungsberechtigten Person in Ordnung bringen lassen oder das Nutzungsrecht entschädigungslos mit Wirkung für die Zukunft widerrufen. In 
diesem Fall ist die nutzungsberechtigte Person verpflichtet, für die Unterhaltung der Grabstätte bis zum Ende der ursprünglich festgesetz-
ten Nutzungszeit eine Gebühr zu entrichten. Vor dem Widerruf des Nutzungsrechts bzw. vor Herrichtung der Grabstätte auf Kosten der 
nutzungsberechtigten Person ist diese noch einmal schriftlich aufzufordern, die Grabstätte unverzüglich in Ordnung zu bringen. Dabei sind 
die Ersatzvornahme oder der Widerruf des Nutzungsrechts anzudrohen. In der Androhung zur Ersatzvornahme sind die voraussichtlichen 
Kosten zu benennen. Im Falle des Widerrufs finden im Übrigen § 9 Absatz 7, § 28 Absatz 2 und 3 Anwendung. 
 
(3) Die nutzungsberechtigte Person ist in der Androhung des Widerrufs auf die Folgen des Widerrufs gem. § 28 Absatz 3 hinzuwei-
sen. Daneben ist sie auf die Verpflichtung hinzuweisen, die Gebühren für die Unterhaltung der Grabstätte vom Zeitpunkt der Wirk-
samkeit des Nutzungsrechtswiderrufs bis zum Ende der ursprünglich festgesetzten Nutzungszeit zu entrichten. 
 
(4) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder ist die nutzungsbe-
rechtigte Person nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsträgerin den Grabschmuck entfernen. Die Friedhofsträ-
gerin kann das abgeräumte Material nach Ablauf einer Frist von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Aufforderungsbescheides entsor-
gen. 

 
 
  § 23 
  Dauergrabpflegeverträge 

 
Zur Grabpflege können Dauergrabpflegeverträge abgeschlossen werden.  
 
  § 24 
  Grabmale 
 
Gestaltung und Inschrift der Grabmale dürfen nichts enthalten, was das christliche Empfinden verletzt oder der Würde des Ortes 
entgegensteht. 
 

 
  § 25 
  Zustimmungspflicht für Grabmale und sonstige bauliche Anlagen 
 
(1) Das Aufstellen und jedes Verändern von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen bedarf der vorherigen schriftlichen Zu-
stimmung der Friedhofsträgerin. Die Zustimmung kann mit Auflagen erteilt werden. Mit der Durchführung dürfen nur zugelassene 
Bildhauerinnen und Bildhauer oder Steinmetzinnen und Steinmetze beauftragt werden. 
 
(2) Die Zustimmung zur Errichtung oder Änderung ist rechtzeitig vor Vergabe des Auftrags unter Vorlage von Zeichnungen im 
Maßstab 1:10 und mit genauen Angaben über Art und Bearbeitung des Werkstoffs, über Inhalt, Form und Anordnung der Inschrift 
und des Symbols einzuholen. Bei Änderungen sind zusätzlich Fotografien der vorhandenen Grabmale einzureichen. Soweit diese 
Unterlagen für die Beurteilung nicht ausreichen, müssen Zeichnungen in größerem Maßstab oder Modelle sowie Proben des 
Werkstoffs und der vorgesehenen Bearbeitung vorgelegt werden. Das Errichten der Grabmale muss entsprechend der Technischen 
Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal) der Deutschen Naturstein Akademie e. V. (DENAK e. V.) erfolgen. 
 
(3) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach der Zustimmung errichtet 
worden ist. 
 
(4) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen, die ohne Zustimmung errichtet oder verändert und nicht genehmigungsfähig sind, 
werden auf Kosten der nutzungsberechtigten Person entfernt. 
 
(5) Entspricht die Ausführung des Grabmals oder die sonstige bauliche Anlage nicht dem genehmigten Antrag und ist sie nicht ge-
nehmigungsfähig, wird der nutzungsberechtigten Person eine angemessene Frist zur Abänderung oder Beseitigung des Grabmals 
oder der sonstigen baulichen Anlage gesetzt. Nach Ablauf der Frist wird das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage auf Kosten 
der nutzungsberechtigten Person von der Grabstätte entfernt und zur Abholung bereitgestellt. Die Friedhofsträgerin ist nicht ver-
pflichtet, das Grabmal oder sonstige baulichen Anlagen aufzubewahren. Die Friedhofsträgerin kann das Grabmal oder die sonsti-
gen baulichen Anlagen nach Ablauf einer Frist von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Aufforderungsbescheides entsorgen. 
 
(6) Provisorische Grabzeichen dürfen als naturlasierte Holzstele oder -kreuz bis zu einer Höhe von 0,80 m für einen Zeitraum von 
zwei Jahren nach der Bestattung gesetzt werden. 
 
(7) Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen baulichen Anlagen ist der Friedhofsträgerin der Bescheid und ein Nachweis 
über die Zahlung der Gebühr vorzulegen. Einzelheiten über das Anliefern und Aufstellen von Grabmalen und sonstigen baulichen 
Anlagen sind mit der Friedhofsträgerin abzustimmen. 

 
§ 26 

Instandhaltung der Grabmale 
 

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in würdigem und verkehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich 
dafür ist die nutzungsberechtigte Person als Eigentümerin des Grabmals oder der sonstigen baulichen Anlage. 
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(2) Mängel bezüglich der Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen davon hat die nutzungsberechtigte 
Person unverzüglich durch auf dem Friedhof zugelassene Gewerbetreibende beseitigen zu lassen. Bei Nichtbeachtung dieser Bestimmung 
haftet die nutzungsberechtigte Person für den Schaden. Wenn keine unmittelbare Gefahr besteht, erhält die nutzungsberechtigte Person 
eine schriftliche Aufforderung zur Befestigung oder zur Beseitigung. 
 
(3) Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne Weiteres zu ermitteln, so ist auf die erforderliche Instandsetzung 
durch einen dreimonatigen Hinweis auf der Grabstätte und durch öffentliche Bekanntmachung hinzuweisen. Kommt die nutzungsberech-
tigte Person der Aufforderung zur Befestigung oder Beseitigung nicht nach, kann die Friedhofsträgerin am Grabmal oder an den sonstigen 
baulichen Anlagen Sicherungsmaßnahmen auf Kosten der nutzungsberechtigten Person vornehmen lassen. 
 
(4) Bei unmittelbarer Gefahr ist die Friedhofsträgerin berechtigt, ohne vorherige Aufforderung an die nutzungsberechtigte Person das 
Grabmal auf deren Kosten umzulegen oder andere geeignete Maßnahmen durchzuführen. Die nutzungsberechtigte Person erhält danach 
eine Aufforderung, die Grabstätte oder das Grabmal wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Geschieht dies nicht, kann 
die Friedhofsträgerin die notwendigen Arbeiten durchführen oder das Grabmal entfernen lassen. Die entstehenden Kosten hat die nut-
zungsberechtigte Person zu tragen.  
Die Friedhofsträgerin kann das Grabmal oder die sonstigen baulichen Anlagen nach Ablauf einer Frist von drei Monaten seit Unan-
fechtbarkeit des Aufforderungsbescheides entsorgen. 
 
  § 27 
  Schutz bedeutender Grabmale, Anlagen, Gehölze und Bäume 
 
(1) Künstlerisch oder geschichtlich bedeutende Grabmale und Anlagen oder solche, die als besondere Eigenart des Friedhofs gelten, unter-
stehen dem besonderen Schutz der Friedhofsträgerin. Sie werden als erhaltenswerte Grabmale oder Anlagen in einem Verzeichnis der 
Friedhofsträgerin geführt und dürfen nur mit Zustimmung der kirchlichen Aufsichtsbehörde verändert oder entfernt werden.  
 
(2) Bei eingetragenen denkmalwerten Grabmalen und Anlagen im Sinne des Denkmalschutzgesetzes ist bei Veränderungen zusätzlich die 
Erlaubnis der Unteren Denkmalbehörde einzuholen.       
 
(3) An Grabstätten mit künstlerisch oder geschichtlich bedeutenden Grabmalen und Anlagen, die frei von Nutzungsrechten und Ruhefris-
ten sind, können neue Nutzungsrechte nur vergeben werden, wenn sich die künftige nutzungsberechtigte Person zur Restaurierung sowie 
zur laufenden Unterhaltung der Grabstätten verpflichtet.  
 
(4) Gehölze und Bäume haben eine besondere Bedeutung für den Friedhof. Nutzungsberechtigte haben keinen Anspruch auf Beseitigung 
von Bäumen, Pflanzen und Hecken. 
 
  § 28 
  Entfernen von Grabmalen 
 
(1) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen dürfen vor Ablauf der Nutzungszeit  nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Fried-
hofsträgerin entfernt werden. 
 
(2) Nach Ablauf des Nutzungsrechts sind die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen durch die nutzungsberechtigte Person zu ent-
fernen. Dabei sind die bei der Entfernung der Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen entstehenden Vertiefungen ordnungsgemäß zu 
verfüllen. Werden die Grabmale oder baulichen Anlagen nicht innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Nutzungsrechts entfernt, kann 
die Friedhofsträgerin die Grabmale oder sonstigen baulichen Anlagen auf Kosten der nutzungsberechtigten Person entfernen lassen. Die 
Friedhofsträgerin kann das Grabmal oder die sonstigen baulichen Anlagen nach Ablauf einer Frist von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit 
des Aufforderungsbescheides entsorgen. Die Friedhofsträgerin haftet nicht für Schäden an Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen, 
die durch Entfernung entstehen können. 
 
(3)  Abweichend von Absatz 2 verbleibt beim Widerruf des Nutzungsrechts gem. § 9 Absatz 8 und 9 sowie § 22 Absatz 2 Friedhofs-
satzung das Grabmal auf der Grabstätte und kann von der Friedhofsträgerin mit Zustimmung der nutzungsberechtigten Person 
nach Ablauf der ursprünglich festgesetzten Nutzungszeit entschädigungslos entfernt und entsorgt werden. Die Friedhofsträgerin 
ist berechtigt, bereits zum Zeitpunkt des Widerrufs des Nutzungsrechts von der nutzungsberechtigten Person eine Gebühr für die 
Abräumung und Entsorgung des Grabmals zu erheben. 

 
(4) Bei erhaltens- und denkmalswerten Grabmalen ist § 27 zu beachten. 

 
 
  III. Bestattungen und Feiern 
 
  § 29 
  Bestattungen 
 
(1) Die kirchliche Bestattung ist eine gottesdienstliche Handlung. Den Zeitpunkt legt die Friedhofsträgerin im Einvernehmen mit den Ange-
hörigen und der zuständigen Pfarrerin oder dem zuständigen Pfarrer fest. 
 
(2) Den Zeitpunkt einer nichtkirchlichen Bestattung legt die Friedhofsträgerin im Einvernehmen mit den Angehörigen fest. 

 
(3) Bei Bestattung durch eine andere Pfarrerin oder einen anderen Pfarrer ist die Friedhofsträgerin zu informieren. Die Bestimmungen der 
Kirchenordnung über die Erteilung eines Erlaubnisscheins (Dimissoriale) bleiben unberührt. 
  



 

 - 178 - 

 
  § 30 
  Anmeldung der Bestattung 

 
(1) Die Bestattung ist unverzüglich bei der Friedhofsträgerin unter Vorlage der Bescheinigung des Standesamtes über die Beurkundung des 
Todesfalles oder des Bestattungserlaubnisscheines der Ordnungsbehörde schriftlich anzumelden. Bei Urnenbeisetzungen ist zusätzlich die 
Einäscherungsurkunde vorzulegen. Die Bestattung kann frühestens 2 Arbeitstage nach der Anmeldung erfolgen. Die Anmeldevordrucke der 
Friedhofsträgerin sind zu verwenden. Dabei ist die Anmeldung der Bestattung durch die antragstellende Person zu unterschreiben. Ist die 
antragstellende Person nicht nutzungsberechtigt an der Grabstätte, so hat auch die nutzungsberechtigte Person durch ihre Unterschrift ihr 
Einverständnis zu erklären. Ist die nutzungsberechtigte Person einer vorhandenen Wahlgrabstätte verstorben, so hat die künftige nut-
zungsberechtigte Person durch ihre Unterschrift die Übernahme des Nutzungsrechts in der Anmeldung schriftlich zu beantragen. 
 
(2) Wird eine Bestattung nicht rechtzeitig mit den erforderlichen Unterlagen bei der Friedhofsträgerin angemeldet, so ist die Friedhofsträ-
gerin berechtigt, den Bestattungstermin bis zur Vorlage der erforderlichen Angaben und Unterlagen auszusetzen. Werden die erforderli-
chen Unterschriften nicht geleistet, kann die Bestattung nicht verlangt werden. 

 
§ 31 

  Leichenkammern 
 
(1) Die Leichenkammern dienen zur Aufbewahrung der Verstorbenen bis zu deren Bestattung und der Aschenurnen bis zu deren Beiset-
zung. Die Aufbewahrung der Leichen erfolgt in Särgen. Die Kammern und die Särge dürfen nur im Einvernehmen mit der Friedhofsträgerin 
geöffnet und geschlossen werden. Die Särge sind rechtzeitig vor Beginn der Trauerfeier oder der Bestattung endgültig zu schließen. Für die 
Aufbewahrung von Leichen gilt das Gesetz über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz - BestG NRW) vom 17. Juni 2003 
in der jeweils  
geltenden Fassung. 
 
(2) Jede Leichenkammer und jeder Sarg ist mit den Angaben über Namen und Wohnort der verstorbenen Person sowie dem Namen des 
Bestattungsunternehmens zu versehen. 
 
(3) Särge, in denen an anzeigepflichtigen Krankheiten verstorbene Personen liegen, dürfen nur mit Zustimmung des zuständigen Gesund-
heitsamtes geöffnet werden. 
 
(4) Die Friedhofsträgerin übernimmt die Grunddekoration der Leichenkammer. Zusätzliche Dekorationen sind mit der Friedhofsträgerin 
abzustimmen. 
 

§ 32 
  Friedhofskapelle 
 
(1) Die Friedhofskapelle dient bei der kirchlichen Bestattung als Stätte der Verkündigung. 
 
(2) Die Friedhofsträgerin gestattet die Benutzung der Kapelle durch Religionsgemeinschaften, die zur Arbeitsgemeinschaft christlicher Kir-
chen in Deutschland gehören. 
 
(3) Die Benutzung der Kapelle durch andere Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften bedarf der vorherigen Zustimmung der 
Friedhofsträgerin. Bei den Trauerfeiern darf der christliche Glaube nicht verunglimpft werden. Christliche Symbole in der Kapelle dürfen 
nicht verdeckt, verändert oder entfernt und weitere Symbole nicht verwendet werden. 
 
(4) Die Benutzung der Kapelle kann versagt werden, wenn die verstorbene Person an einer meldepflichtigen, übertragbaren Krankheit ge-
litten hat. 
 
(5) Die Friedhofsträgerin übernimmt die Grunddekoration der Friedhofskapelle. Zusätzliche Dekorationen sind mit der Friedhofsträgerin 
abzustimmen. 
 
  § 33 
  Andere Bestattungsfeiern am Grab 
 
(1) Bestattungsfeiern anderer Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften am Grab sowie Ansprachen am Grab bedürfen der Zu-
stimmung der Friedhofsträgerin. 
 
(2) Kränze können mit kurzen Widmungsworten, soweit diese nicht widerchristlichen Inhalts sind, nach Abschluss der Bestattungsfeier an 
der Grabstätte niedergelegt werden. 
 
(3) Kranzschleifen dürfen keine Inschriften widerchristlichen Inhalts tragen; andernfalls können solche Schleifen entfernt werden. 

 
 

§ 34 
  Musikalische Darbietungen 
 
(1) Für besondere musikalische Darbietungen bei Bestattungsfeiern in der Friedhofskapelle und auf dem Friedhof ist vorher die Zustim-
mung der Friedhofsträgerin einzuholen. 
 
(2) Besondere Feierlichkeiten auf dem Friedhof (einschließlich Musikdarbietungen) außerhalb einer Bestattungsfeierlichkeit bedürfen der 
rechtzeitig einzuholenden Zustimmung der Friedhofsträgerin. 
 

§ 35 
  Zuwiderhandlungen 
 
Wer den Bestimmungen dieser Friedhofssatzung zuwiderhandelt, kann durch eine beauftragte Person der Friedhofsträgerin zum 
Verlassen des Friedhofs veranlasst, gegebenenfalls durch die Friedhofsträgerin wegen Hausfriedensbruchs angezeigt werden. 
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IV. Schlussbestimmungen 
 

§ 36 
  Haftung 
 
Die Friedhofsträgerin haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung des Friedhofs, seiner Anlagen und Einrichtun-
gen, durch dritte Personen, durch Tiere oder durch höhere Gewalt entstehen. 
 
  § 37 
  Öffentliche Bekanntmachung 
 
(1) Diese Friedhofssatzung und alle Änderungen hierzu bedürfen zu ihrer Gültigkeit der öffentlichen Bekanntmachung. 
 
(2) Öffentliche Bekanntmachungen oder Aufforderungen erfolgen im vollen Wortlaut in dem Amtsblatt des Kreises Minden-Lübbecke.  
 
(3) Außerdem können die Friedhofssatzung und alle Änderungen zusätzlich durch Aushang und Kanzelabkündigung bekannt gemacht wer-
den. 
 
  § 38 
  Inkrafttreten 
 
(1) Diese Friedhofssatzung und alle Änderungen treten jeweils am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. 
 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofssatzung tritt die bisherige Friedhofssatzung vom 12.12.2012 außer Kraft. 
 
 
Minden, den 11.03.2020 
Siegel Die Friedhofsträgerin 
   gez. Rethemeier, Pfarrerin 
  gez. Möller gez. Inge Jährig 
 
  In Verbindung mit dem Beschluss des 
  Presbyteriums der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Dankersen 
  vom 11. März 2020 
  kirchenaufsichtlich genehmigt. 
 
  Bielefeld, 8. April 2020 
  Siegel der Evangelischen Kirche von Westfalen 
  Evangelische Kirche von Westfalen 
  Das Landeskirchenamt 
  In Vertretung 
  gez. Martin Bock 
  Az.: 723.01-4204 
 
 
 
148 Bekanntmachung 
  des Beschlusses der Verbandsversammlung des Musikschulverbandes Espelkamp-Rahden-Stemwede 
  über den Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2018 
 
Die Verbandsversammlung des Musikschulverbandes Espelkamp-Rahden-Stemwede hat in ihrer Sitzung am 17.12.2019 beschlossen, den 
Jahresabschluss des Musikschulverbandes für das Haushaltsjahr 2018 mit einer Bilanzsumme in Höhe von 248.675,06 € festzustellen, den 
Jahresüberschuss in Höhe von 34.423,45 € anteilig mit 13.922,52 € der Allgemeinen Rücklage und mit 20.500,93 € der Ausgleichsrücklage 
zu zuführen sowie dem Verbandsvorsteher entsprechend § 18 Abs. 1 GkG i. V. m. § 96 Abs. 1 GO NRW uneingeschränkt Entlastung zu ertei-
len. 
 
Espelkamp, den 27.04.2020 
  Musikschulverband Espelkamp-Rahden-Stemwede 
  Der Verbandsvorsteher 
  gez. Vieker 
 
 
 
149 Bekanntmachung 
 
Zu der am Montag, 08.06.2020, um 15.00 Uhr im Bürgerhaus Espelkamp, Wilhelm-Kern-Platz 14, stattfindenden Sitzung der Verbands-
versammlung lade ich ein. 
  Tagesordnung 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Anträge zur Niederschrift über die Sitzung des Musikschulverbandes Espelkamp-Rahden-Stemwede am 17.12.2019  - öffentlicher Teil - 
 
2. Überörtliche Prüfung des Zweckverbandes durch die Gemeindeprüfungsanstalt des Landes Nordrhein-Westfalen (gpa NRW) 
 
3. Umsatzsteuerliche Bewertung der durch die Stadt Espelkamp erbrachten Dienstleistungen für den Musikschulverband 
 
4. Auswirkungen der Corona-Krise auf den Musikschulverband  
 
5. Bekanntgaben und Anfragen  
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Nichtöffentlicher Teil 
 
1. Anträge zur Niederschrift über die Sitzung des Musikschulverbandes Espelkamp-Rahden-Stemwede am 17.12.2019   
 - nichtöffentlicher Teil – 
 
2. Bekanntgaben und Anfragen 
 
Espelkamp, dem 06.05.2020 
  gez. 
  Grote 
  (Vorsitzender der Verbandsversammlung) 
 
 
 
150 Bekanntmachung 
  des Sparkassenzweckverbandes des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  - Der Vorsitzende der Verbandsversammlung -  
 
Die nächste Sitzung der Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes des Kreises Minden-Lübbecke und der Städte Minden und 
Petershagen findet am  
 
  Dienstag, der 26.05.2020, 17:00 Uhr, 
 
im Veranstaltungsraum der Sparkasse in Minden, Königswall 2, (4. Etage, Zugang über das Treppenhaus am Haupteingang) statt. 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
1. Wahl eines Mitgliedes zur Mitunterzeichnung der Beschlüsse 
 
2. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Verbandsversammlung vom 20.11.2019 
 a) Jahresabschluss 2019: 
  Bericht zum Geschäftsjahr 2019 - Jahresabschlussbericht  
 b) Bericht über die Einhaltung des Corporate Governance - Kodexes für die Sparkasse Minden-Lübbecke 
 c) Jahresabschluss 2019:  

Entlastung der Organe der Sparkasse Minden-Lübbecke, Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke und der Städte 
Minden und Petershagen  

 d) Jahresabschluss 2019:  
  Verwendung des Jahresüberschusses nach § 24 Abs. 4 Satz 2 SpkG NW in Verbindung mit § 25 SpkG NW 
 
3. Bericht zur bisherigen Geschäftsentwicklung in 2020 / Aktuelles / Strategische Positionierung der Sparkasse 
 
4. Wahl eines Mitgliedes und eines stellvertretenden Mitgliedes für den Verwaltungsrat der Sparkasse Minden-Lübbecke 
 
5. Verschiedenes / Bekanntgaben 
 
Nicht öffentliche Sitzung: 
 
--- 
 
Minden, den 05.05.2020 
  Dr. Niermann  
  (Landrat) 
  Vorsitzender der Verbandsversammlung des 
  Sparkassenzweckverbandes des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
 
 
 
151 Bekanntmachung 
  Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
 
Das Sparkassenbuch zum Konto Nr. 311 047 971 der Sparkasse Minden-Lübbecke ist durch uns am 30.01.2020 mit einer Ausschlussfrist 
von 3 Monaten aufgeboten worden.  
 
Da innerhalb der Aufgebotsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden, wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.  
 
Minden, den 04.05.2020 
  SPARKASSE MINDEN-LÜBBECKE 
  Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  Der Vorstand 
  Kirschbaum Böttcher 
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  Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
 
Das Sparkassenbuch zum Konto Nr. 413 009 168 der Sparkasse Minden-Lübbecke ist durch uns am 06.02.2020 mit einer Ausschlussfrist 
von 3 Monaten aufgeboten worden.  
 
Da innerhalb der Aufgebotsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden, wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.  
 
Minden, den 04.05.2020 
  SPARKASSE MINDEN-LÜBBECKE 
  Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  Der Vorstand 
  Kirschbaum Böttcher 
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